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«Aler seit Entstehung der Erblichkeit der Lehen begonnene
Kampf zwischen der lehnsherrlichenund lehnbaren Gewalt
hatte sich durch die vollständige Ausbildung der Landes¬
hoheit zum Vortheile der letzteren entschieden. Die mächti¬
geren Reichsständc, welche zur vollen Selbständigkeit ge¬
langt waren, fanden es beschwerend, daß, so lange sie dem
Reiche angehörten, ein Herr und Kaiser ihr Oberhaupt blieb,
und es konnte erwartet werden, daß sie die erste Gelegen¬
heit ergreifen würden, um von ihren Verbindlichkeiten gegen
das Reich und des Reiches Oberhaupt sich loszusagen. Die
Gelegenheit fand sich in Napoleons Protektorate eines Bun¬
des, welcher die Formen der Unabhängigkeitgewährte.

Der Begriff deS öffentlichen Rechtes in Deutschland er¬
hielt nun eine völlige Umänderung. Durch die Lossagung
vom Reiche von Seiten mehrerer Reichsstände, die Submit-
tirung der übrigen, und die in Folge dieser Vorgänge von
dem deutschen Kaiser ausgesprochene Auflösung des Reichs¬
verbandes ward der bis dahin in Deutschland unbekannte
Begriff der Souverainetät in das öffentliche Recht eingeführt.



Während des Reichsverbandes kam Souverainetätnur dem
Kaiser in Bezug auf seine Erblande, und dem Könige, wel¬
cher factisch in die Reihe der Mächte eingetreten war, in
Bezug aus die zum Reiche nicht gehörenden Landcsthcile zu;
im Reiche waren die Reichsstande nicht souverain, weil sie,
wenn auch großenteils nur der Form nach, einen Herrn
über sich hatten, und der Kaiser nicht, weil er Basal¬
en mit ausgedehnten Rechten unter sich hatte, welche

die Landeshoheit ausübten. Aus demselben Grunde konnte
der Begriff eines Staates, mit Ausnahme von Ocstreich und
Preußen, im deutschen Reiche keine Anwendung finden; auf
das Reich als solches paßte er nicht, weil das Reich ein
Inbegriff von Territorien war, welchen eine gewisse Selb¬
ständigkeit zukam, und auf die einzelnen Territorien nicht,
weil, bei aller Selbständigkeit, keines derselben unabhängig
war. Mit der Auflösung des deutschen Reiches aber mußte
der Ausdruck: Staat, gegen welchen unter diesen veränderten
Umständen mit Unrecht rcmonstrirt worden ist, Geltung ge¬
winnen. DaS Lehnsverhältnißzu dem Kaiser, welches, wenn
auch veraltet, und kaum noch in der Erinnerung vorhanden,
doch niemals für aufgehoben erklärt worden war, hatte nun
völlig aufgehört, und an der Stelle selbständiger, aber nicht
unabhängiger Territorien waren souveraine, das heißt selb¬
ständige und unabhängige Staate» entstanden, obgleich die
Stimme des doppelseitigen Vertrags unter dem Geschützes¬
donner des Napolconischen Protektorats sich nicht deutlich
hatte vernehmen lassen. Der Eintritt der Friedcnsruhe mußte



also eine Zeit neuer politischer Schöpfungen herbeiführen;

daö gegenseitige VerlMniß der acht und dreißig Staatcu

(denn auch die vier freien Städte mit ihren Gebieten müs¬

sen mit völlig gleichem Rechte hierher gezählt werden, so

wie sie denn die Bezeichnung: Staat auch wirklich angenom¬

men haben) wurde festgestellt, und die müßige Frage, ob

Deutschland nun ein Staaten-Bund oder ein Bundes-Staat

geworden sei, ließ sich praktisch leicht dahin entscheiden, daß

es zunächst ein Staaten-Bund, sodann aber auch, statt

Bundes-Staat, richtiger eine Bundes-Macht genannt wer¬

den mußte. Noch reichhaltiger aber war der Stoff, welcher

sich bei der inneren Organisation wenigstens der sieben ersten

dieser ncuentstandenen Staaten (also mit Ausschluß von

Oestrcich und Preußen) vorfand. Der Begriff der Souve-

rainetät mußte sich ausbilden, und für wichtige Fragen war

zum erstenmal eine Entscheidung nothwcndig geworden. So

hatte zur Zeit des Reichsverbandes die Unterscheidung zwi¬

schen Krön- oder Staatsgütern und Familiengütern des Re¬

genten nicht angeregt werden können, weil die Frage, ob

das üominium dem Landesherrn oder den Unterthanen ge¬

höre, sich von selbst beantwortete, so lange der Landesherr

in Bezug auf Land und Leute und die gesammte von ihm

ausgeübte Gewalt zu dem Kaiser in einem Lehnsverhältnisse

stand, welches in den letzten Zeiten des Reiches zwar viel¬

fach bestritten, aber nirgends für aufgehoben erklärt war,

und weil außerdem diese Frage keinen praktischen Werth

hatte, so lange die öffentlichen Lasten der Regel nach aus



dem tlomiiuo, und nur ausnahmsweise aus den Steuern
der Unterthanen bestritten wurden; jetzt aber, wo es außer
Zweifel war, daß die neuen Acquisitioncnnicht von dem
Landesherrn, dessen Lehnsverhältnißzu dem Kaiser noch nicht
aufgehoben war, sondern von dem Staate, der durch einen
Souverain regiert wurde, gemacht worden waren, jetzt er¬
hielt die Unterscheidung zwischen Staatsgütern und Familien¬
gütern des Regenten, und die Abtheilung derselben zwischen
dem Staate und dem Regenten, eine Bedeutung, welche
durch die Steigerung der öffentlichen Abgaben um so dringen¬
der geworden war. Vor Allem aber war ein weites Feld
für neue politische Gestaltungen eröffnet, und der 13te Arti¬
kel der deutschen Bundesactc, welcher für alle Bundes-Staa¬
ten die Verpflichtung zur Anordnung landständischcr Ver¬
fassungen ausgesprochen hatte, gab unmittelbare Veranlassung
zur Erörterung und Festsetzung aller dahin gehörenden Be¬
stimmungen. Es war die Frage, welchen Begriff die Ne¬
gierungen, oder jede einzelne derselben, dem Ausdrucke:
landständische*)Verfassung unterlegen würden, welcher in
dem Bundesvertragvom 8. Juni 1815 wegen nicht über¬
einstimmender Ansichten der Bevollmächtigtennur in größter
Allgemeinheit gefaßt worden war.

Am leichtesten war man dahin entschieden, daß die stän
dischen Einrichtungen des Ickten, IZten und löten Jahrhun-

6) Nach Klüber, Quellensammlung zu dem öffentlichen Recht des
deutschen Bundes, S. 1S6: landcöständischc.



dcrts, ohne eine vollständige, den veränderten Verhältnissen

angemessene Umgestaltung, ihre Anwendbarkeit verloren hat¬

ten. Jene ständischen Einrichtungen waren auö der Zeit der

Entstehung, der Ausbildung und des Kampfes der Landes¬

hoheit mit der kaiserlichen Gewalt hervorgegangen, und hat¬

ten ihre Bedeutung in demselben Verhältnisse verloren, als

der Ausgang dieses Kampfes zum Vortheil der Landesho¬

heit sich entschied. Während des schwankenden und schwer

erkennbaren Zustandes der öffentlichen Verhältnisse im lebten

und IZten Jahrhundert hatten die Stände, welche die Land¬

standschaft ausübten, eine im Wesentlichen würdevolle Stel¬

lung eingenommen; die Landesherr» vermochten Nichts ohne

die Stände, weil die kaiserliche Gewalt da war, um der

Stände sich anzunehmen; mit den Ständen aber vermochten

sie Alles, weil die kaiserliche Gewalt zu entfernt war, um

ihr gemeinsames Beginnen zu stören. Deshalb war nicht

allein die Beistimmung der Stände zum Ausschreiben der

Steuern erforderlich, sondern es geschah kaum etwas Bedeu¬

tendes ohne ihren Rath und ihr Zuthun. Bei zu schließen¬

den Bündnissen und zu beginnenden Kriegen wurden sie zu

Rath gezogen; die Festsetzung, auch die Erhebung der Steuern

war ihnen mit übertragen; Landestheilungen sollten ohne

ihre Einwilligung nicht Statt finden; Streitigkeiten zwischen

Landesherrn wurden zur Vermittlung vor sie gebracht, so wie

sie auch bei Verhinderung oder Abwesenheit des Landesherrn

das Beste des Landes wahrnahmen und sein Erbe ihm be¬

wahrten; Zusicherungen wegen Beibehaltung der Confession
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wurden ihnen in späterer Zeit crtheilt, und auch die in

mchrern der über alle diese Rechte sprechenden urkundlichen

Versicherungen aufgenommene Bestimmung, daß sich die

Stände den Landesherrn bei beabsichtigten Eingriffen in ihre

Rechte zu widersetzen hätten, hatte eine leicht verständliche

Bedeutung, so lange bei den höchsten Reichsgerichten Klage

angebracht werden konnte. Die Landstände bildeten den na¬

türlichen und anerkannten Rath der Fürsten, und eben da¬

rin, daß hergebrachter Weise in allen wichtigen Angelegen¬

heiten ihr Rath verlangt wurde, mag der Grund liegen,

daß sie nirgends das Recht sich vorbehielten, ihre Zustim¬

mung zu allgemeinen Landcsgesetzcn zu crtheilcn oder zu

versagen, und daß die Gesetzgebung alleiniges Recht der

Landeshcrrn blieb *). Auf zweckmäßige Ausbildung dieser

ständischen Verfassung unter veränderten Verhältnissen ward

wenig Bedacht genommen; die zur Standschaft berechtigten

Stände hatten oft mehr die Erhaltung und Erweiterung

ihrer Vorzüge vor anderen Classcn der Unterthanen, als des

Landes Wohlfahrt vor Augen, und ihre Entbehrlichkeit

wuchs mit der Umänderung der politischen Verhältnisse.

Die völlige Ausbildung der Landeshoheit, die veränderte

Regierungöweise, die auch dem 17tcn Jahrhundert eigen-

thümliche Nachahmung französischer Regierungsgrundsätze, hat¬

ten endlich der alten ständischen Verfassung so wenig Anse-

5) Siehe K. F. Eichhorn, deutsche Staats- und Rechtsgeschichte,

HH. 4S7. 546.
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hm übrig gelassen, daß nach Auflösung des deutschen Reiche

Verbandes eine der ersten Negierungshandlungen beinahe

sämmtlicher Souveraine in der völligen Aufhebung dieser

mit der Souverainctät für unverträglich erklärten ständischen

Verfassung bestand. Ohne eine neue Festsetzung der ständi¬

schen Rechte, und ohne eine nach veränderten Grundsätzen

vorgenommene Vertheilung der Standschaft, wäre ihre Fort¬

dauer allerdings unmöglich gewesen.

Ob ungeachtet dieser völligen Aufhebung der früheren

ständischen Verfassungen auch ohne den verbindenden Aus¬

spruch des 13ten Artikels der BundeSacte die Grtheilung

neuer Verfassungen mit Grund hätte erwartet werden kön¬

nen, wird immer unentschieden bleiben, so wie es auch un¬

erheblich geworden ist; gewiß aber ist, daß es von den be¬

denklichsten Folgen gewesen wäre, wenn die Machtvollkom¬

menheit der Souveraine ohne Beschränkung nach irgend einer

Seite hin fortgedauert hätte. Sobald es während der Ver¬

handlungen, die der Bundesacte vorausgingen, sich entschie¬

den hatte, daß Deutschland nicht wieder ein unter irgend

einem oberherrlichen Bande vereinigtes Ganze, sondern einen

völkerrechtlichen Verein vieler unabhängiger und völlig gleich¬

berechtigter Staaten zu bilden bestimmt sei, mußten, wenn

Deutschland künftig noch etwas Mehr sein sollte, als eine

Anzahl getrennter Länder, in welchen dieselbe Sprache ge¬

redet wird, Bürgschaften anderer Art die Gewähr leisten,

daß ein so viel als möglich gleichförmiger Rechtszustand über

ganz Deutschland sich verbreiten werde. Nur von den bei-
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den großen Mächten, welche jenen völkerrechtlichen Verein

mit sechs und dreißig gleichberechtigten Staaten eingegangen

waren, konnte in dieser Beziehung das Entscheidende erwar-

tet werden, und so sehen wir auch nach Ausweis der be¬

kannt gewordenen Acten deö Congresscs der Jahre 1814

und 1815 Preußen diejenigen Puncte bezeichnen, welche

geeignet seien, die zur Wohlfahrt der deutschen Nation un¬

entbehrliche Einheit wieder herzustellen und zu erhalten. Unter

diesen Puncten nahm die Errichtung landständischer, durch

den Vundesvertrag gesicherter Verfassungen ihre Stelle ein,

und allerdings konnte die Erinnerung an die frühere, über

ganz Deutschland ziemlich gleichförmig verbreitet gewesene

landständische Verfassung zu der Erwartung berechtigen, daß

in der Errichtung landständischer Verfassungen eine Bürg¬

schaft eines gleichförmigen Rechtszustandes nach Innen zu

finden seyn möchte, so wie von anderen Bestimmungen die

Sicherung einer das Ganze umfassenden Vertretung nach

Außen gehofft werden mußte. Als höchst wahrscheinlich kann

angenommen werden, daß ohne das nachdrückliche und ent¬

scheidende Verlangen Preußens, und ohne die von Oestrcich

übernommene Vertheidigüng der Ansicht, daß die Sicherstel¬

lung der ständischen Rechte durch den Vundesvertrag ausge¬

sprochen werden müsse, der litte Artikel auch in seiner ge¬

genwärtigen Fassung keinen Theil der BundcSacte ausge¬

macht haben würde.

Geht man zu der wichtigen Untersuchung über, welcher

Umsturz von Rechten in den Berathungen, aus welchen die
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Bundcsacte hervorging, den Ständen zugedacht worden sei,
so findet sich zuvörderst eine vorläufige Aeußerung der Be¬
vollmächtigten vieler zu den Verhandlungen damals noch
nicht zugezogener Souveraine, in welcher diese Bevollmäch¬
tigten die Ansicht ihrer Committentendahin zu erkennen ga¬
ben, daß den Ständen das Recht 1) der Verwilligung und
Rcgulirung sämmtlicher zur Staatsverwaltung nothwendigen
Abgaben, 2) der Einwilligung bei neu zu erlassenden allge¬
meinen Landesgcsetzen,I) der Mitaufsicht zur Verwendung
der Steuern zu allgemeinen Staatszwecken, 4) der Beschwer¬
deführung bei Mißbräuchen und Mängeln der Verwaltung,
zu ertheilcn sei. Diese vorläufige Meinungsäußerung,an
welcher die Bevollmächtigten der Königreiche Sachsen, Baiern,
Hannover und Würtcmberg und des Großherzogthums Ba¬
den keinen Theil genommen hatten, blieb ohne Beantwor¬
tung, und in den zu derselben Zeit Statt gehabten Verhand¬
lungen fand Oestreich Gelegenheit, die Ansicht zu vertheidi-
gen, daß die Sicherstellung der Rechte der Untcrthanen in
den Bundesvertrag aufgenommen werden müsse. — Zu An¬
fang des Jahres 1815 ward in dem ersten von preußischer
Seite vorgelegten umfassendenEntWurfe einer Bundesver¬
fassung vorgeschlagen, die den Ständen zu überweisenden
Rechte dergestalt zu bestimmen, daß ihnen in allen zum
Bunde gehörenden Staaten zugesichert würde: 1) das Recht
der Mitbcrathungallgemeiner, die persönlichen und Eigen¬
thumsrechte der Staatsbürger betreffenden Gesetze; 2) der
Bewilligungbei Einführung neuer Steuern, oder bei Er-
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Höhimg der schon vorhandenen; 3) der Bcschwerdeführung

über Mißbrauche oder Mängel in der Staatsverwaltung;

4) der Schützung und Vertretung der eingeführten Verfas¬

sungen und der durch dieselben und durch den Bundesver¬

trag gesicherten Rechte Einzelner, bei dem Landesherrn und

bei dem Bunde. Auf völlig gleiche Weise ward der Um¬

fang der ständischen Rechte in dem abgeänderten, am Itcn

Mai von preußischer Seite übergebenen Entwurf einer Bun¬

desverfassung bezeichnet, und außerdem hinzugefügt, daß an

den zu crtheilcndcn Verfassungen (der Vertretung durch die¬

selben) alle Classe» der Staatsbürger Antheil neh¬

me» sollten. Einer so bestimmten Festsetzung ständischer

Rechte ward die Bemerkung entgegen gesetzt, daß es mit

der erlangten Souverainetät unverträglich erscheine, ein Mi¬

nimum, oder auch ein Maximum der den Ständen zu er¬

teilenden Rechte durch den Bundesvertrag festsetzen zu lassen.

Einen Versuch, der hierauf entworfenen und später ange¬

nommenen Fassung des 13ten Artikels größere Bestimmtheit

zu geben, machten die Bevollmächtigten, von welchen, noch

che sie zu den Verhandlungen zugezogen waren, die oben

erwähnte vorläufige Meinungsäußerung ausgegangen war,

indem sie am Löten Mai darauf antrugen, den Umfang der

den Ständen einzuräumenden Rechte dahin zu bestimmen,

daß ihnen das Mitberathungsrecht bei allgemeinen gesetzlichen

Verfügungen, die Bewilligung der Steuern, und das Recht

gemeinschaftlicher Beschwerdeführung bei dein Souverain zu¬

gestanden, so wie auch in den schon bestehenden Verfassungen
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die bereits wohlerworbenen Gerechtsame gesichert würden.
Hiermit war der Umfang der den Ständen zu bewilligen¬
den Rechte enger begrenzt, als in dem von Preußen aus¬
gegangenen Vorschlage, denn des Schutzes der Verfassung
war keine Erwähnung geschehen, und der Zusatz, daß die
in den schon bestehenden Verfassungen wohlerworbenen Rechte
der Stände gesichert werden sollten, erhielt weder etwas
Dankenswcrthcs,weil die ständischen Verfassungen in den
meisten Staaten nach erlangter Souverainetät aufgehoben
worden waren, noch etwas NeucS, weil, wie auS dem
oben über die frühere ständische Verfassung Erwähnten her¬
vorgeht , in den von Preußen ausgegangenenVorschlag
Alles aufgenommen war, was die früheren Stände an Rech¬
ten besessen hatten, mit Ausnahme desjenigen, was mit den
veränderten Verhältnissen, nach welchen die Stände nicht
mehr die alleinigen Rathgcber der Souveraine sein konnten,
unwiederbringlichverloren, und durch den Vorschlag einer
zeitgemäßen Umänderung der Vertheilung der Standschaft
zweckmäßig ersetzt war. Der Versuch jener Bevollmächtigten
mißlang, so wie ein zweiter Versuch eincS Bevollmächtigten,
welcher beantragte, daß, falls die vorgeschlagene Fassung
keinen Beifall fände, mindestens die Erhaltung der altherge¬
brachten landständischen Gerechtsame in den noch bestehenden
Verfassungen, und für die Staaten, in welchen diese Ver¬
fassungen aufgehoben worden seien, die Verpflichtung zu Ein¬
führung ähnlicher, auf die ursprüngliche Einrichtung der
Landstände begründeter Verfassungen nmerhalb Jahresfrist,
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durch den Bundesvcrtrag ausgesprochen werden möge. Auch
dieser Vorschlag ward abgelehnt, und wenige Tage darauf
die Bundesacte mit der unvollständigenFassung deS I3tcn
Artikels unterzeichnet *).

Aus dieser Uebersicht der Verhandlungen, welche zur
Fassung des 13ten Artikels hinführten, geht zur Genüge
hervor, daß die von preußischer Seite gemachten Vorschläge
einer alle Bundes-Staaten gleichmäßig verpflichtenden Fest¬
stellung ständischer Rechte unter allen die ausgedehntesten
waren. Denn die vorläufige Aeußerung der damals zu den
Verhandlungen noch nicht zugezogenen Bevollmächtigtenvie¬
ler Souveraine, in welcher, außer den von Preußen ge¬
machten Vorschlägen, auch noch die Gewährung des Ein¬
willigungsrechtes bei allgemeinen Landesgesetzenbeantragt
war, wurde nach der Zuziehung dieser Bevollmächtigten zu
den Verhandlungen nicht wiederholt, sondern vielmehr aus¬
drücklich in den Vorschlag der Mitbcrathung der Gesetze
umgewandelt,und ist niemals in den eigentlichen Verhand¬
lungen Gegenstand der Berathung geworden. Eine zweite
Folgerung aus diesen Verhandlungen mag die sein, daß,
wenn in den Augenblicken der Erhebung durch die erweckte
Thatkraft der Nation und die Aufopferung, mit welcher sie
ein fremdes Joch verdrängt hatte, alle Vorschläge zur Fest-

*) I. L. Klüber, Acten des Wiener Congresses in den Jahren 1S14

und 181S. Bd. l. T. 7t. Bd. II. S. 16. tt. 88. St. 102.

30t. LZS. 42t. S16.



stcllung der ständischen Rechte, gegen die ausgesprochene An¬
sicht von Oestreich und Preußen, von der Mehrzahl der
gleichberechtigten Staaten abgelehnt wurden, nicht in einer
verspäteten Dankbarkeit für diese Aufopferung der Grund
kann gelegen haben, wenn später mehr bewilligt worden ist,
als jene ursprünglichenVorschläge enthielten.

Wer also dein Gange der Verhandlungen über den 13ten
Artikel gefolgt war, mochte in Bezug auf die nun in den
einzelnen Staaten zu erwartende Feststellung der ständischen
Rechte keine hochgestellten Hoffnungen hegen. Auch schien
anfangs der Erfolg die geringsten Erwartungen zu rechtfer¬
tigen, da die Ertheilung der durch den Bundesvertragzu¬
gesicherten landständischen Verfassungensich verzögerte. Von
dein Jahre 1818 an erschienen aber in allmählicher Auf¬
einanderfolge in den südwestlichen deutschen Bundes-Staa¬
ten Repräsentativ - Verfassungen.

Das Charakteristische der Repräsentativ - Verfassungen be¬
steht nicht in der Theilnahme aller Unterthanen an den Wah¬
len der Abgeordneten, denn auch in einer gut organisirten
landständischen Verfassung kann und soll allgemeine Wahl¬
berechtigung Statt finden, wie dies ausdrücklich während
der Verhandlungen über den 13ten Artikel der Bundesacte
von Preußen ausgesprochen, und seitdem durch preußische
Gesetze verwirklicht worden ist; es besteht auch nicht darin,
daß der Regent eine Civilliste beziehe, denn eine Vereinba¬
rung über dasjenige, was in Zukunft Familiengut des Re¬
genten und was Saatsgut seyn sollte, war, wie schon oben
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erwähnt, nach erlangter Sonvcrainetät unumgänglich nölhig
geworden, und cS war im Wesentlichendasselbe, ob der
Regent den Rcvcnäenbezug auö dem ihm zufallenden Thcile,
oder einen demselben entsprechenden Capitalbczug vorziehen
wollte, ja es besteht, dem Begriffe nach, nicht einmal in
der Verantwortlichkeit der Minister, denn auch in die von
Preußen ausgegangenen Vorschläge zu landständischcn Ver¬
fassungen im Jahre 481Z war das Recht der Schätzung
und Vertretung der Verfassung vor dem Regenten und vor
dem Bunde als eine für alle Bundes-Staaten auszuspre¬
chende Bedingung aufgenommen, und die Verantwortlichkeit
der Minister erscheint daher, da die Unvcrlctzlichkeit der Re¬
genten nicht erst ausgesprochen werden sollte, nur als eine
der denkbaren Bestimmungen zur Wahrung der ständischen
Rechte; — sondern das Charakteristische der Repräsentativ-
Verfassungcn besteht in nichts Anderem, als in der völlig
unbeschränkten,nur an einen Wahlcensuö gebundenenWahl
der Repräsentanten,und in der Berechtigung derselben, zu
allgemeinen Landesgesetzen ihre Einwilligung entweder zu
ertheilen, oder zu versagen. Alle anderen, die Verfassungen
der deutschen Bundes-Staaten auszeichnenden Bestimmun¬
gen, als Gleichheit vor dem Gesetz und in der Besteuerung,
Freiheit der Person und deö Eigenthums, beides mit den
Beschränkungen, welche das Recht, die Gesetze des Landes
und die Bundesgesetze bestimmen, Unabhängigkeit der Rechts¬
pflege, Freiheit deö Glaubens, gleicher Schutz sämmtlicher
Konfessionen, und andere Bestimmungen, welche aus diesen
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ersten hei-fließen, sind keineswegs, wie oft mit großem Un¬
rechte behauptet wird, unterscheidende Merkmale der Re¬
präsentativ--Verfassungen, sondern können eben sowohl in
jeder zweckmäßig eingerichteten ständischen Verfassung ihre
Stelle finden. Besonders aber ist die schon erwähnte und
sehr gewöhnliche Meinung nicht leicht zu erklären, daß in
der allgemeinen Wahlberechtigung eine Eigcnthümlichkcit der
Repräsentativ-Verfassungen bestehe, da doch nicht allein die
von Preußen ausgegangenen Vorschläge in den vielleicht we¬
niger bekannten Congreßverhandlungcn über den 13ten Ar¬
tikel der Bundeöacte,sondern auch die nach den Gesetzen
über die Errichtung der Provinziell-Stände in allen preu¬
ßischen Provinzen in derselben Ausdehnung, als in den Bun¬
des-Staaten mit Repräsentativ-Verfassung, ausgeübte allge¬
meine Wahlberechtigung das Irrige dieser Ansicht beweisen.

Wenn wir so wesentliche Bestimmungennicht als unter¬
scheidende Merkmale zwischen landständischen und Repräsen¬
tativ-Verfassungen bezeichnen, so könnte die Frage nahe zu
liegen scheinen, warum wir einen so scharfen Gegensatz bei¬
der hervorzuheben suchen, und ob man nicht lieber bemüht
seyn sollte, das Unterscheidende zwischen beiden immer mehr
verschwinden, und beide Systeme so viel als möglich sich
verschmelzen zu lassen. Eine solche Verschmelzung ungleichar¬
tiger Systeme kann niemals zu etwas Anderem, als zu
einer ganz verderblichen Verwirrung der Begriffe führen.
Man kann es sich nicht deutlich genug vergegenwärtigen,
daß die Verfassungen der südwestlichen deutschen Bundes-
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Staaten keine ständischen, sondern Repräsentativ-Verfassun¬
gen sind, und daß in denselben der Ausdruck: die versam¬
melten Stände, u. s. w. ein falscher ist, weil er etwas
bezeichnet, was nicht da ist. Die Mitglieder ihrer Wahl-
kammern sind wahre Repräsentanten, und wollte man
dieses Wort seines fremden Ursprunges wegen nicht gelten
lassen, so wäre es nothwendig, ein deutsches Wort für den
auszudrückenden Begriff erst aufzufinden, denn die deutsche
Sprache besitzt noch kein solches; das Wort: Volksvertreter
entspricht dem Auszudrückenden noch lange nicht, denn auch
in einer ständischenVerfassung sollen Volksvertreter sehn,
sondern es müßte ein Wort gefunden werden, welches:

die das Volk Darstellende» bezeichnete.

Das Repräsentativ-System beruht nämlich auf der Fik¬
tion, daß durch die Repräsentanten daS Volk als solches
dargestellt werde. Diese Grundansicht des Repräsentativ-
Systems ist nicht willkührlich oder unwesentlich, denn sie
gründet sich auf den eigentlichen Unterschied zwischen dem
ständischen und dem Repräsentativ-Systeme. Nach dem ständi¬
schen Systeme sollen die Stände den Regenten berathcn, und
ihm auf einem ganz anderen Wege, als durch seine Be¬
hörde, die Bedürfnisse des Volkes offenbaren; in dem Re¬
genten vereinigt sich aber die gesammte Staatsgewalt. Nach
dem Repräsentativ - Systeme dagegen haben die Repräsen¬
tanten die Bestimmung, die dem Volke an der Staatsge¬
walt zustehenden Rechte statt des Volkes auszuüben, und
in dem Regenten vereinigt sich nicht die gesammte Staats-



gewalt, weil er sie mit den Repräsentanten theilt. Es ist

folglich eine nothwendige Annahme des Rcpräscntativ-Systems,

daß die Repräsentanten das Volk, dessen Rechte sie nicht

vertreten oder vertheidigcn, sondern dessen Antheil an der

Staatsgewalt sie statt desselben ausüben, als solches auch

darstellen, und daß sich aus der Abstimmung der Repräsen¬

tanten die wahre Volksmciming und der wahre Volköwille

unzweifelhaft erkennen lasse.

Diese Annahme des Repräsentativ-Systems findet nun

ihre Stütze in der ihm allein eigenthümlichen Art der Wah¬

len. Das Eigcnthümliche dieser Wahlen besteht, wie schon

erwähnt, nicht in der allgemeinen Wahlberechtigung, sondern

darin, daß die Wahl, mit Ausnahme eines Wahlccnsus,

der in dem Einkommen oder in der Steuer von demselben

gefunden wird, und der Eigenschaften, welche das Staats¬

bürgerrecht verleihen, völlig unbeschränkt und nur an ein

gewisses Zahlcuverhältniß zur Gesammtbevölkerung, nicht aber

an einen Stand, eine Wahlklasse oder einen Wahlbezirk ge¬

bunden ist, so daß der an der einen Grenze eines Landes

Wohnende einen ihm völlig unbekannten Bewohner der jen¬

seitigen Grenze zum Repräsentanten wählen kann, falls er

ihm nur als eines vorzüglichen Vertrauens würdig empfoh¬

len ist. Durch solche Wahlen vereinigt sich nach der An¬

sicht des Repräsentativ - Systems eine Anzahl Gewählter,

deren Wahl aus dem durch keine gesetzliche Beschränkung

eingeengten Vertrauen des Volkes hervorgegangen ist, und

von welchen daher angenommen werden kann, daß sie nicht
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ein besonderes Interesse vertreten, und nicht etwa nur in

einer Beziehung, sondern in allen Beziehungen das Organ

der unzweifelhasten Volksmcinung sein werden. Darum ist
nach der Ansicht dieses Systems in der Abstimmung der
Repräsentanten die unzweifelhafte Volksmeinungzu erkennen.
Wenn aber auf solche Weise die Repräsentanten befähigt
sind, die wahre Volksmeinungauszusprechen, so wird dies
nun auch von ihnen verlangt, denn sie sollen nun statt
des Volkes, welches sie darstellen, handeln; sie sind beru¬
fen, nicht um, wie die Stände in der landständischcn Ver¬
fassung, den Regenten zu berathen, und ihm auf einem an¬
deren Wege, als durch seine Behörden, die Bedürfnisse des
Landes zu offenbaren, sondern um die dem Volke an der

Staatsgewalt zustehenden Rechte auszuüben, denn sie

haben nicht das Mitbcrathungsrecht, sondern daS Recht, ihre
Einwilligung zu den Gesetzen zu ertheilen oder zu versagen.

H 5555
Eine Vergleichung der deutschen Repräsentativ - Verfas¬

sungen mit den Verfassungen von England und Frankreich
beweist, daß die oben bezeichneten charakteristischen Merkmale
des Repräsentativ - Systems nicht allein den deutschen Reprä¬
sentativ - Verfassungen vollständig angehören, sondern auch
in mehrfacher Beziehung noch sorgfältiger ausgebildetworden
sind, während freilich theils der Umfang der Staaten, theils
die Weigerung der Regierungen, in die volle Consequenz des¬
jenigen, was sie gesetzlich bestimmt hatten, einzugehen, eine
eben so ausgedehnte praktische Ausbildung verhindert haben.
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1) Vergleich»»«; i» Bczng auf die Wahl der Re¬
präsentanten und Zusammensetzung der Kammern.

Nur die Minderzahl der deutschen Repräsentativ - Verfassun-

gen enthält die ausdrückliche Bestimmung, daß der zum Ab-

geordneten Gewählte sich nicht als Deputirter seines Wahlbe¬

zirks, sondern des ganzen Landes, (als Repräsentant) zu betrach¬

ten habe. Dieser ausdrücklichen Bestimmung bedurfte es aber

für die übrigen Verfassungen eben so wenig, als sie sich in ir¬

gend einem geschriebenen Gesetze in England oder in der Charte

von Frankreich vorfindet. Nach dem Repräsentativ-System

versteht sich diese Bestimmung von selbst, und sie wird in

allen deutschen Bundes-Staaten mit Repräsentativ-Verfas¬

sung eben sowohl, als in England und Frankreich, praktisch

ausgeübt. So wie die Mitglieder des Hauses der Gemei¬

nen in England, ungeachtet ihrer Eintheilung in Dcputirte

der Grafschaften und der Städte, nicht die Vertreter dieser

Wahlklasscn, sondern die Repräsentanten des ganzen Landes

sind, so ist auch in den deutschen Repräsentativ - Verfassungen

die Wahl nach Ständen, in der Ritterschaft, in den Städten

und in den Landgemeinden, mit Ausnahme der Ritterschaft,

welche nur aus ihrer Mitte wählt, nichts Anderes, als eine

Form zur Erleichterung des Wahlacts, denn weder die Städte

noch die Landgemeinden sind in ihren Wahlen an den Wahl¬

bezirk oder die Wahlklasse gebunden. Eine Beschränkung

dieses wesentlichen Grundsatzes des Repräsentativ - Systems

findet sich in Frankreich in der Bestimmung, daß die Hälfte

der Dcputirten aus den Wahlfähigen gewählt werden sollen,
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welche im Departement ihr politisches Domicil haben. In
den meisten der deutschen Repräsentativ-Verfassungen findet
sich keine solche Beschränkung;eine ähnliche Bestimmung ent¬
halten nur die Verfassungen von Sachsen, Braunschweig,
Sachsen-Meiningcn, und am bestimmtesten die von Kur¬
hessen, welche überhaupt merkwürdigerweise das Repräsen¬
tativ-System am reinsten ausspricht, während sie zugleich
in anderen Bestimmungendem ständischen Systeme sich am
meisten nähert *). Nach der sächsischen Verfassung sind die
Landgemeinden, nicht aber die Städte an die Wahl in ihrer
Wahlklasse, und nach den Verfassungen von Kurhesscn,
Braunschweig und Sachsen-Mciningenist ein Theil der
Wahlen der Städte und Landgemeindenan den Wahlbezirk
und die Wahlklasse, zum Theil auch an die Betreibung eines
Gewerbes gebunden. (Die in der Verfassung von Baiern,
Titel Vl. Z. 12., und gleicherweise in der von Sachsen - Wei¬
mar enthaltene Bestimmung, nach welcher die Wahl an ein
Bcsitzthnm, nicht aber an das Domicil im Wahlbezirke ge¬
bunden ist, kann nicht hierher gerechnet werden.)

3) So ist H. 76. nach Analogie standischerVerfassungen Vorsehung
für den Fall getroffen, daß ein Stand oder Bezirk durch die
Abstimmung der Majorität sich beschwert fühlte, und H. S7. die
Initiative in der Gesetzgebung den Deputirten gemeinschaftlich mit
dem Regenten zugesprochen; die Wahl eines Thciles der Abgeord¬
neten ist nach dem ständischen Systeme an das Domicil, selbst
an die Betreibungeines Gewerbes, gebunden, wahrend für ei¬
nen anderen Theil derselben jeder, durch das Repräsentativ-
System bestimmte Wahlcensus erlassen ist.
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Zn dieser Unbeschränktheit der Wahlen, vermöge welcher
die Deputirten, als Repräsentanten des ganzen Landes, die
Gcsammtheit des Volkes darstellen, dessen Rechte an der
Staatsgewalt sie auszuüben berufen sind, liegt die charak¬
teristische Eigcnthümlichkeit der Wahlen des Repräsentativ-
Spstems; der Wahlcensus, nach welchem sie vorgenommen
werden, richtet sich dagegen nach den Gewohnheiten und
Verhältnissen beS Landes. Die allgemeinen Urwahlen, in
welchen, ohne vorgängige Wahl von Wählern oder Wahl¬
männern, alle Staatsbürger unmitelbar an der Wahl der
Deputirten Theil nehmen, haben sich in Frankreich nur
vom Juni 1793 bis zum September 1795 erhalten können,
und sind demnach auch in Republiken für unanwendbarer¬
kannt worden. Es blieb daher nur übrig, entweder in vor¬
gängigen Wahlen, an welchen alle Staatsbürger Theil neh¬
men, Wahlmänner wählen zu lassen, von welchen der De¬
putate gewählt wird, oder, wie in England, die Wahl der
Deputirten nur solchen zu übertragen, welche ein gewisses,
durch das Gesetz näher bestimmtes Einkommenbesitzen, und
alle übrigen von der Wahl auszuschließen. Frankreich hat
daS erste versucht, und ist zu dem zweiten übergegangen,
nur mit dem Unterschiede,daß nicht ein gewisses Einkonr-
men, sondern ein bestimmter Steuerbetrag als WahlcensuS
angenommen ist, welcher unabhängiges Vermögen und In¬
teresse an der öffentlichen Ordnung zu verbürgen scheint.
Es besteht also in England und Frankreich ein doppelter
Wahlcensus, zuerst für den Wähler, nnd ein zweiter, be-



trächtllch höherer', für den Deputirten, Die deutschen Re¬

präsentativ - Verfassungen haben dagegen das System der

doppelten Wahlen, und in einigen wenigen Staaten eine

dreifache Wahl angenommen; nur für die Deputirten der

Ritterschaft ist allgemein eine einfache Wahl beibehalten.

So werden in Baiern die Deputirten der Ritterschaft in

einfacher, die der Städte in doppelter, und die der Land-

gemeiudcn iu dreifacher Wahl gewählt *). Nach den deut¬

schen Repräsentativ-Verfassungen ist für die Wahl zum Wäh¬

ler oder Wahlmanne kein Waylcensus festgesetzt; nur in

einigen derselben findet sich die Bestimmung, daß die Wahl-

männcr zu den Höchstbcsteuerten der Wahlbezirke gehören

sollen. Der Wahlcensus für die Wahl der Deputirten ist

in diesen Verfassungen theils nach dem Einkommen, thcils

nach dem Steuerbetrage, und, wie es nicht anders sein

5) Das System der einfachen Wahl für die Abgeordneten der Rit¬
terschaft und der großen Städte, und der dreifachen Wahl für
die Städte, welche gemeinschaftlich wählen, und für die Landge¬
meinden, liegt den Wahlen der Provinzial-Stände in den preu¬
ßischen Provinzen zum Grunde. In der ersten Wahl findet all¬
gemeine Wahlberechtigung Statt, so daß jeder Staatsbürger ohne
Ausnahme mittelbar an der Wahl der Abgeordneten Theil
nimmt; wenn dagegen, nach glaubhaften Nachrichten, in Frank¬
reich nach den neuesten Wahlgesetzen nur etwa der dreißigste Theil
der ganzen Bevölkerung das Wvhlrccht ausübt, so ist hieraus
mit großer Bestimmtheitzu entnehmen, daß, wie schon oben
erwähnt wurde, in der allgemeinenWahlberechtigung keine Eigen,
thümlichkeit des Repräsentativ - Systems, dem ständischen Systeme
gegenüber, zu finden ist.



konnte, ohne Uebereinstimmungfestgesetzt; so beträgt er in
dem Großherzogthum Hessen nicht ganz Hz, in dem König¬
reich Sachsen nicht ganz h/z, und in Baiern 'chz des nach
dem Wahlgesetz von 1831 in Frankreich angenommenen
Wahleensus; zum Theil ist sogar auch für die Wal l zum
Deputirtcn gar kein WahlcensuS bestimmt. Die Höhe des
Wahleensus kann in verschiedenen Ländern nicht dieselbe
sein, sondern wird theils nach dem Umfange der in großen
und kleinen Staaten verschiedenen Wahlbezirke, theils nach
dem für die VermuthungeineS unabhängigen Vermögens
angenommenenMaaße Veränderungen erleideil müssen; jene
bedeutende Verschiedenheit in der Mitte von Deutschland ist
jedoch nicht die Wirkung einer planmäßig verfolgten Absicht,
sondern nur die Folge zufälliger Annahmen, da sich bei
größeren Wahlbezirkenein kleinerer Wahleensus findet. Will
man dagegen daS Wahlsystem der deutschen Rcpräscntativ-
Verfassungen mit dem in Frankreich angenommenenverglei¬
chen, so läßt sich wegen der verschiedenen, oft sehr geringen
Anzahl der Wahlberechtigten in den zu 70000 Seelen an¬
genommenen Wahlbezirken in Frankreich nicht füglich ein Re¬
sultat angeben. Bedenkt man jedoch, daß in England Jeder,
der nicht 110 fl. Hausmiethe zahlt, oder ein Gut bewirth-
schaftct, welches SSO fl. Pacht abwirft, und in Frankreich
Jeder, der nicht nahe an 100 fl. jährlicher Steuer entrich¬
tet, von der Theilnahme an den Wahlen völlig ausgeschlos¬
sen ist, so kann, wenn die nach den deutschen Repräsenta¬
tiv-Verfassungen Statt findende allgemeine Wahlberechtigung
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in erster Wahl, die Beseitigung des Wahlcensus zur Wahl

der Wahlmänuer, und der geringe Wahlcensus zur Wahl

des Deputirtcn erwogen wird, kein Zweifel übrig bleiben,

daß diese Wahlen dem Grundsatze des Repräsentativ-Systems,

nach welchem die möglichste Ausdehnung und Freiheit der

Wahlen zu erstreben ist, vollständiger entsprechen. In der

Beseitigung eines jeden Wahlccnsuö aber liegt eine Ausbil¬

dung des Repräsentativ-Systems, welche bei den dermaligen

Verfassungen von England und Frankreich undenkbar wäre,

und nur etwa mit den für unanwendbar erkannten allgemei¬

nen Urwahlen verglichen werden kann. Wenn es auch nickt

zu bestreiten ist, daß die von dem Steueransatz oder dem

Einkommen, also von dem Vermögen, abhängige Wahl¬

fähigkeit nicht in allen Fällen eine sichere Bürgschaft für die

wesentlichsten Eigenschaften eines Wählers und Abgeordne¬

ten sein kann, so ist es doch bisher unmöglich gewesen, und

wird auch noch lange unmöglich bleiben, eine bessere an de¬

ren Stelle zu setzen.

In Bezug auf die Zusammensetzung der ersten Kammern

enthalten die deutschen Repräsentativ - Verfassungen die Be¬

stimmung, daß der Regent in der Wahl der von ihm zu

ernennenden Mitglieder entweder an eine bestimmte Zahl,

oder an einen aliquoten Theil der Mitglieder durch eigenes

Recht gebunden ist, während in England und Frankreich die

unbestimmte Zahl der von dem Könige zu ernennenden Mit¬

glieder als ein Vorzug der königlichen Gewalt angesehen

und behandelt wird. Diese Bestimmung kann aus Rücksicht
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auf die ehemals reichsständischen Mitglieder dieser Kannnern

getroffen sein; hatte aber das Repräsentativ - System in

Deutschland zu der vollen Ausbiloung der in demselben lie¬

genden Consegucnzen gelangen können, so hätte sich der Re¬

gent außer dem Besitze eines Mittels gesehen, welches ihm

in England und Frankreich vorbehalten ist, obgleich es ein

äußerstes und schwer zu ergreifendes Mittel bleiben muß.

2) Verglcichimg i» Bezug auf das Eiuwilliguugs-
recht iu der Gesetzgebung, so wie auf einige andere
Bestimmungen. Mit Ausnahme des StaatsgrundgcsctzeS
für Hannover vom 26. Sept. 1833 spricht nur die Kurhessi¬
sche Verfassung vom 5. Jan. 1831 Z. 97. den „Ständen" eine
Initiative in der Gesetzgebunggemeinschaftlich mit dem Regenten
zu. Doch sind darum die Verfassungen der übrigen südwestli¬
chen deutschen Bundes-Staaten, nach welchen die Initiative in
der Gesetzgebung allein dem Regenten zusteht, nicht weniger
Repräsentativ - Verfassungen, so wie auch die französische
Charte von 1814 eine Repräsentativ - Verfassung war, ob¬
gleich sie die Initiative in der Gegetzgebungdem Könige
allein zusprach. Das Charakteristische deS Repräsentativ-
Systems liegt nämlich, wie schon erwähnt, nicht in der
Initiative in der Gesetzgebung, sondern in dem Rechte der
Kammern, ihre Zustimmung zu den Gesetzen zu crtheilen
oder zu versagen, und dieses Recht ist nach den deutschen
Repräsentativ-Verfassungen, eben so wie nach den Verfas¬
sungen von England und Frankreich, in Bezug auf Erthei-
lung, Abänderung oder Aufhebung sämmtlichcr, auch der



daS Landeöpolizeiwescn betreffenden Gesetze, ven Kammern
vorbehalten. Die in einigen dieser Verfassungeil sich vorfin¬
dende Bestimmung,daß daS Einwilligungsrechtder Kammern
auf die Gesetze sich erstrecken solle, welche auf die Freiheit
der Personen und auf das Eigcnthum der Staatsbürger Be¬
zug haben, enthält keine Nestriction, weil alle Gesetze unter
diesen Begriff zu subsummircnsind, und wird auch nicht
als eine restrictive Bestimmung betrachtet. Die Rechte des
Regenten dagegen bestehen in der Erlassung von Verord¬
nungen, welche aus der Handhabung der bestehenden Gesetze
und ans der dem Regenten zustehenden vollziehenden Gewalt
herfließen, so wie in dem ihm zukommenden Antheile an
der gesetzgebenden Gewalt.

Eine Bestimmung,welche zwar kein unterscheidendes
Merkmal, wohl aber eine Eigenthümlichkeit des Repräsenta¬
tiv-Systems genannt werden kann, besteht darin, daß die
Voranschläge der Staats-Einnahmeil und Ausgaben zuerst
den Dcputirten-Kammern, und erst nach erfolgtem Beschlüsse
derselben den ersten Kammern vorgelegt werden, welchen
nur das Recht zusteht, dein Beschlüsse der Deputirtcn-Kam¬
mern ohne Abänderung beizutreten, oder ihn zu verwerfen.
Auch diese Bestimmung ist von den Verfassungen von Eng¬
land und Frankreich in die deutschen Repräsentativ-Verfas¬
sungen übergegangen.

Der Bezug einer Civilliste von Seiten des Regenten ist,
wie schon bemerkt wurde, kein wesentliches Kennzeichen des
Repräsentativ-Systems, und die deutsche» Verfassungen wür-
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de» auch ohne Civillisten diesem Systeme vollständig ange¬
hören, da es dem Regenten unbenommen war, nach der
durch die erlangte Souverainetät und die veränderte Stcuer-
vcrfassung nothwendig gewordenen Abtheilung zwischen Slaas-
gut und Familiengut des Regenten, den Bezug der Revenuen
aus dem ihm zufallendenAntheile einem diesen Revenuen
entsprechenden Capitalbezuge vorzuziehen. Es ist nicht wahr¬
scheinlich, daß man bei Entwcrfung der deutschen Repräsen¬
tativ-Verfassungen beabsichtigt habe, der vollziehenden Ge¬
walt durch die wiederkehrenden Festsetzungen der Civillisten
Mahnungen an ihre enge Verbindung mit der gesetzgeben¬
den Gewalt zu geben, sondern eher zu vermuthcn, daß man
nur um das Repräsentativ-System nach seinen in England
und Frankreich sich aussprechenden Eigenthümlichkeitenso
vollständig als möglich in die neuen Verfassungen zu über¬
tragen, auch die Anordnung von Civillisten aufgenommen
habe.

In der Verantwortlichkeitder Minister ist ebenfalls eine -
Eigenthümlichkcit, aber, wie schon oben erwähnt, kein unter¬
scheidendes Merkmal des Repräsentativ - Systems zu erken¬
nen, da diese Verantwortlichkeitnur eine der denkbaren For¬
men ist, unter welchen die Schützung und Vertretung der
Verfassung,welche auch ständischen Verfassungen nicht fehlen
darf, bewirkt werden kann. Die über Verantwortlichkeitder
Minister in die deutschen Repräsentativ-Verfassungenaufge¬
nommenen Bestimmungensind nicht der französischen Charte
von 1814, nach welcher nur die Minister und obersten
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Staatsbehörden, und auch diese nur in gewissen Fällen, ver¬

antwortlich waren, sondern' der englischen Verfassung nach¬

gebildet, indem nicht allein die Minister, sondern auch alle

anderen Staatsdiener für Beobachtung der Verfassung ver¬

antwortlich gemacht sind, vorbehaltlich jedoch der Fälle, in

welchen auf Befehl vorgesetzter Behörden gehandelt worden

wäre. Mit der Annahme dieser Bestimmung sah man in

den meisten Staaten die Sache für erledigt an, denn nur

die Verfassungen von Würtemberg und Kurhesscn enthalten

zweckmäßige Bestimmungen zum Schutze und zur Vertretung

der Verfassung.

Bei den Bestimmungen über die Wahl des Präsidenten

der Deputirten - Kammern diente dagegen die französische

Charte von 1814 zum Muster, nach welcher von der De¬

putirten-Kammer mehrere Mitglieder dem Könige zur De¬

signation des Präsidenten vorgeschlagen wurden. — Nach

sorgsamer Vergleichung lassen sich, außer dem schon Erwähn¬

ten, irgend wesentliche, nicht rein loeale Verschiedenheiten zwi¬

schen den deutschen Repräsentativ-Verfassungen und den zum

Gegenstande der Vergleichung angenommenen Verfassungen

von England und Frankreich nicht auffinden.
«! «

Um es erklärlich zu finden, daß die südwestlichen deut¬

schen Bundes-Staaten, nachdem noch wenige Jahre zuvor

die Feststellung der ständischen Rechte durch den Bundes-

vcrtrag, gegen die Ansicht von Oestreich und Preußen, auf

daS Entschiedenste abgelehnt worden war, mit Beseitigung
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der damals vorgeschlagenen zeitgemäßen Neugestaltung des

ständischen Systems, dem Repräsentativ-Systeme sich an¬

schlössen, muß man sich der Entstehung dieser Staaten er¬

innern. Das Ziel, nach welchem seit unvordenklichen Zei¬

ten die Landeshoheit gestrebt hatte, Erweiterung ihrer Macht

und Unabhängigkeit von der kaiserlichen Gewalt, war endlich

erreicht, nachdem die selbständigen, aber abhängigen Terri¬

torien zu unabhängigen Staaten geworden waren. Nichts

konnte also mit größerer Sicherheit erwartet werden, als

daß die souverain gewordenen Landesherrn, nachdem sie an

das Ziel ihrer Wünsche gelangt waren, nun auch in dem

vollsten Genuß der erworbenen Rechte sich zu behaupten,

oder eigentlicher sich erst in denselben zu versetzen bemüht

sein würden, da das Napoleonische Protcctorat bei der größ¬

ten Abhängigkeit nur den Schein der Unabhängigkeit ge¬

währt hatte. Deshalb bestand während der Verhandlungen

über den einzugehenden Bundesvertrag die gesammte Politik

dieser Staaten, so mannichfaltige Rücksichten sich auch außer¬

dem darbieten mochten, ganz allein in der Sicherstellung

ihrer Unabhängigkeit, sowohl von den beiden größeren Staa¬

ten, oder Mächten, als auch von dem Bunde. So wie

aus diesen Gründen Manches nicht zu Stande kam, was

von diesen Mächten als geboten durch die Bedürfnisse der

Nation, oder nothwendig zu einer kräftigen Vertretung nach

außen bezeichnet wurde, so schien auch die von Preußen

beantragte Sicherstcllung der ständischen Rechte durch den

Bundesvertrag, wie ausdrücklich erklärt wurde, unverträglich



mit der erlangten Unabhängigkeit, Später aber, als eS sich

nicht mehr um eine bundesvertragsmäßige Feststellung, son¬

dern um die selbständige, unabhängige Gründung von Ver¬

fassungen im Innern der Staaten handelte, verschwand die

Rücksicht aus die szu behauptende Unabhängigkeit von den

beiden Mächten und von dem Bunde, und es erklärt sich

deshalb der Widerspruch, der darin zu liegen scheint, daß

während der Verhandlungen über den Bundesvertrag jede

Feststellung der ständischen Rechte als unverträglich mit der

Souverainetät abgelehnt, und wenige Jahre später mehr

bewilligt wurde, als damals vorgeschlagen war.

Wenn seit mehreren Jahrhunderten von Deutschland die

mächtigsten Anregungen zu Fortschritten in religiöser und

philosophischer Beziehung ausgegangen waren, so hatte doch

auf der anderen Seite Deutschland schon mehrfach eine ge¬

wisse Neigung zur Aufnahme fremder politischer Einflüsse und

Gestaltungen gezeigt. Noch niemals waren Umstände ein¬

getreten, welche eine solche Neigung, wenn sie Statt fand,

zu begünstigen geeigneter waren. Obgleich sich die Verhält¬

nisse nicht aufgelöst hatten, so war doch Alles neu zu ge¬

stalten; ja es sollte und mußte sogar, als wenn eine Re¬

volution vorausgegangen wäre, Alles neu gestaltet werden.

Es war das seltene Schauspiel von mehr als dreißig ver¬

schiedenen Staaten gegeben, welche sich unabhängig von ein¬

ander, und möglicherweise nach ganz verschiedenen Grund¬

sätzen, ohne irgend eine Beschränkung, als die Beobachtung

der monarchischen Grundformen, politisch organisiren sollten.
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Unter diesen Verhältnissen mußte cö selbst gerathen scheinen,
das wichtige Werk nicht allein nach eigenem Gutfindcn zu
vollenden. Ein Rückblick in die Vergangenheit und zeitge¬
mäße Umbildung ihrer Einrichtungen schien in Betracht der
durch die erlangte Unabhängigkeit völlig veränderten Ver¬
hältnisse weniger zu versprechen, als die Beachtung fremder
Verfassungsformender Gegenwart, von welchen angenom¬
men werden konnte, daß sie der Richtung, welche die Zeit
genommen habe, schon entsprächen. Nun zeigte sich bei zweien
der wichtigsten Theile von Europa, mit einer Bevölkerung
von damals nahe an 30 Millionen Seelen, eine Verfas¬
sungsform, welche in einem derselben neben vollständiger Aus¬
bildung des Lehnsystems sich geschichtlich entwickelt hatte, und
in dem anderen nach gewaltsamer Auflösung aller Verhält¬
nisse für passend erachtet, und angenommen worden war.
Wenn also dieselbe Verfassungsform gleichmäßig für einen
aus geschichtlicher EntWickelung erwachsenen, und für einen
durch die Revolution gebrochenen Zustand passen konnte, so
ließ sich auch wohl folgern, daß sie vorzugsweise für solche
Staaten sich eignen werde, welche beide Bedingungen des
politischen Zustandeö m sich vereinigten, das heißt, in wel¬
chen die Verhältnisse ohne gewaltsame Auflösung sich ent¬
wickelt hatten, und in welchen gleichwohl ein völlig neuer
politischer Zustand geschaffen werden sollte. Außerdem mußte
diese Verfassungsform alle diejenigen befriedigen, welche eS
für eine Forderung der Zeit ansahen, daß nicht allein ge¬
wisse unveräußerliche Rechte des Volkes anerkannt, und dem

3
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Volke eine Tbcilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten
durch Verwilligung der Abgaben und Mitberathung der Ge¬
setze gesichert würde, sondern daß ihm auch, nach dem Systeme
der Theiluug der Gewalten, ein dem des Regeuten coordi-
nirter Antheil an der Staatsgewalt durch das Recht, die
Einwilligung zu den Gesetzen zu ertheilen oder zu versagen,
eingeräumt werde, und es war kaum zu verwundern, daß
nach einer drei bis fünfjährigen, zum Theil auch noch län¬
geren Ueberlegung, die Verfassungen von England und Frank¬
reich mit Modifirationen, welche nur in Namcnsveränderun-
gen und in Berücksichtigung äußerer Localitäten bestanden,
nach Deutschland übertragen wurden. Was aber mit Recht
befremden kann, ist, daß man sich scheute, der Sache auch
den Namen hinzuzufügen, daß die neuen Verfassungen stän¬
dische Verfassungen genannt wurden, und großcuthcils bis
heute für ständische Verfassungenangesehen werden, als ob
Repräsentativ - Verfassungen durch den fortwährenden Ge¬
brauch des Wortes „Stände" zu ständischen Verfassungen
werden könnten, oder als ob in Staaten, in welchen es no¬
torisch war, daß ständische Verfassungen ertheilt werden soll¬
ten, das Repräsentativ-System,ungeachtet seiner vollstän¬
digen Nebcrtragung,den Charakter des ständischen Systems
annehmen könnte. So wie die Verfassung von England
keine ständische Verfassung ist, ungeachtet die Mitglieder dcS
Hauses der Gemeinen in Abgeordnete der Grafschaften und
Abgeordnete der Städte getheilt werden, so konnten auch
die deutschen Verfassungen, ungeachtet der Beibehaltung des
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Wortes „Stände" keine ständischen Verfassungen sein, nachdem,

wie oben gezeigt worden ist, sowohl das Wahlsystem, als

auch die Theilnahme an der Staatsgewalt vollkommen den

Grundsätzen des Repräsentativ - Systems entsprechend an¬

geordnet worden war.

Die Folgen dieser Ertheilung von Repräsentativ-Ver-

fassnngcn, von welchen angenommen wurde, es seien stän¬

dische, lassen sich nun nach Verlauf von zwanzig Jahren

übersehen. Mit Bestimmtheit läßt sich behaupten, daß nicht

der unruhige Sinn des deutschen Volkes, auch der gebildeten

Elasten, sondern, man darf es sagen, die Unklarheit, mit

welcher von Repräsentativ-Verfassungen die Acußerungen und

Eigenschaften ständischer Verfassungen erwartet wurden, die

Ursache der Zerwürfnisse geworden ist, welche alle Wohlge¬

sinnten betrübt haben. Denn sobald die Repräsentativ-Ver¬

fassungen in der Eigenschaft ständischer Verfassungen ertheilt

waren, mußten nach zwei Seiten hin alle Erwartungen un¬

befriedigt bleiben. Die Regenten und ihre Minister waren

sehr überrascht, als die Repräsentanten sich geneigt zeigten,

die Folgerungen zu ziehen, welche nothwcndig aus dem Re¬

präsentativ-Systeme herflicßcn; als die Rede davon war,

die Verwilligung der Abgaben zu verschieben, oder gar abzu¬

lehnen, wenn nicht die Wünsche und Forderungen des Einen

der beiden Inhaber der gesetzgebenden Gewalt befriedigt wür¬

den; als man, nach dem Vorbilde von England und Frank¬

reich, nicht undeutlich die Erwartung zu erkennen gab, die

Minister würden sich zurückziehen, falls die Ansichten dieses
3«
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Inhabers der gesetzgebenden Gewalt mit den ihrigen nicht

übereinstimmten. Alle diejenigen aber, welche erwartet hat¬

ten, daß das Repräsentativ-System nach seiner Uebertragung

nach Deutschland von denselben Folgen begleitet sein würde,

die sich in England und Frankreich gezeigt hatten, mußten

sich nicht minder in ihren Erwartungen getäuscht finden.

Vor Allen fanden es die Repräsentanten befremdend, daß

die Regenten und ihre Räthe in die volle Conseguenz des¬

jenigen, was gesetzlich bestimmt war, ihnen nicht nachfolgen

wollten. Die Regenten und ihre Räthe hatten weder die

Verhandlungen über den 13 reu Artikel der Bundesacte,

noch diesen Artikel selbst vergessen, welcher landständische

Verfassungen versprach; ganz besonders aber erinnerte man

sich des Artikels 67. der Wiener Schlußacte vom tüten Mai

1820. In diesem Artikel fand sich die einzige Bestimmung,

welche der deutsche Bund in Bezug auf die zu ertheilenden

(zum Theil schon ertheilten) Verfassungen ausgesprochen hatte;

sie lag in den Worten, daß in allen Verfassungen, mit

Ausnahme derjenigen der freien Städte, die gesammte Staats¬

gewalt in dem Oberhaupte des Staates vereinigt bleiben

solle. Nachdem aber die Verfassungen ertheilt und von dem

Bunde garantirt waren, lag die Schwierigkeit darin, daß

diese durch den Bund ausgesprochene Grundbedingung sich

in keiner Weise mit den Verfassungen vereinigen ließ. Denn

darin bestand grade das Wesen dieser Verfassungen, daß

die gesammte Staatsgewalt sich nicht in dem Oberhaupte

des Staates vereinigt fand, indem der Regent, nach dem
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Systeine der Theilung der Gewalten, nur im Besitze der

vollziehenden Gewalt war, und die gesetzgebende mit den

Kammern gethcilt hatte. -Die Regenten befanden sich also

in dem Falle, in welchem man sich immer befindet, wenn

Etwas ohne Voraussicht der nothwendigen Folgen geschehen

ist. Sie hatten ständische Verfassungen gewollt, und Reprä¬

sentativ - Verfassungen ertheilt; sie glaubten sich in der Mitte

ihrer Stände, und hatten einen gleichberechtigten Inhaber

der gesetzgebenden Gewalt vor sich, an welchem billigerweise

nichts Anderes getadelt werden durfte, als die Fähigkeit,

aus gesetzlichen Bestimmungen die nothwendigen Folgerungen

herzuleiten. Was konnte unter solchen Umständen Anderes

erwartet werden, als die'beklagenswerthesten Zerwürfnisse.

Wenn es daher erklärlich ist, daß die Repräsentanten

nicht ohne Verstimmung erfuhren, wie wenig die Regierungen

sich geneigt zeigten, mit ihnen der vollen Konsequenz des

gesetzlich bestimmten Zustandes sich zu überlassen, da Nie¬

mand, und am wenigsten in einer seltenen und leicht erre¬

genden Stellung, sich gerne in Ansprüchen, zu welchen die

Verhältnisse Veranlassung bieten, gestört sieht, so ist dagegen

zu untersuchen, welchen Eindruck die Repräsentativ-Verfas¬

sungen auf die übrigen Classen des Volkes machten. Was

zuerst die Masse deS Volkes betrifft, so war zu erwarten,

daß sie sich gleichgültig gegen ein Verfassungssystem zeigen

würde, welches sie nicht kannte. Wo das Andenken der

früheren ständischen Verfassungen sich erhalten hatte, konnte

das Volk nur derjenigen Verfassung sich erinnern, welche es
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gekannt hatte, und die Beseitigung der anerkannten Mängel

derselben wünschen, und es ist außer Zweifel,, daß kurze

und thätige Landtage, auf welchen mit Unabhängigkeit das

Beste des Volkes in Vcrwilligung und Erhebung der Abga¬

ben gewahrt, und die Gesetze mitberathen worden wären,

der Masse des Volkes überall vollständig genügt hätten.

Auf das System der Theilung der Gewalten, und auf den

aus den Grundsätzen des Repräsentativ-Systems hcrfließen-

dcn Antheil der Repräsentanten an der Staatsgewalt konnte

ein Volk keinen Werth legen, welches dieses System nicht

kannte, und in seinen Fürsten und deren Rüthen eine völlig

genügende Anzahl von Gesetzgebern fand. Die Masse des

Volkes zeigte daher nirgends Neigung, während jener Zer-

. würfnisse zwischen den Regierungen und den Repräsentanten

zu Gunsten der letzteren Parthei zu ergreifen; denn der Fall,

in welchem ein Volk Parthei ergreift, um sich von einer

Tyrannei zu befreien, war nicht vorhanden, und die Aufre¬

gungen von außen, so bedenklich sie mitunter auftreten moch¬

ten, wirkten doch nur auf Diejenigen, die von den Erwar¬

tungen, welche der Gesetzgeber erweckt hatte, und die er nun

weder befriedigen konnte noch wollte, sich besonders betroffen

fühlten. — Geht mait zu der nicht minder wichtigen Unter¬

suchung über, in welcher Weise die gebildeten klaffen des

Volkes durch die Repräsentativ-Verfassungen sich angeregt

fanden, so tritt uns zuerst die bemerkcnswcrthe Thatsache

entgegen, daß die ausgezeichnetsten Staats-, Rechts- und

Geschichtslehrcr, die bewährtesten Rechtsgelehrten und Ge-
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schäftsmänner,mit Ausnahme solcher, welche Mitglieder von
Repräsentanten-Kammern waren, schwiegen. Auch während
der Zeit, in welcher die unbeschränktesteMeinungsäußerung in
keiner Weise gehindert war, gaben sie ihre Ansichten öffent¬
lich nicht zu erkennen, und so lebhaft auch der geistige Ver¬
kehr in Tagesblättcrn, Zeitschriften und größeren Werken an¬
geregt war, so ließen sich doch in Tagesblättern, Zeitschriften
und größeren Werken nur die Urtheile von Mitgliedern der
Repräsentanten-Kammern und Journalisten vernehmen,was
in Betracht der Anzahl der Repräsentanten-Kammern in den
verschiedenen Staaten nicht überraschenkann. Der Versuch
einer Erklärung dieses Schweigens kompetenterund unpar--
theiischer Beurtheiler würde anmaaßend sein. Nur das
läßt sich ohne Besorgniß eines Jrrthums annehmen, daß der
Grund dieses Schweigens nur in den seltensten Fällen in
Theilnahmslosigkcit, am häufigsten aber wohl in der Ucber-
zeugung gelegen habe, daß über politische Theorieen, welche
unter den gegebenen Verhältnissen erst versucht werden soll¬
ten, nichts zu sagcu sei. — Die Masse der Gebildeten,
wenn es der Kürze wegen erlaubt ist, diesen zu viel um-
sassenden Ausdruck zu gebrauchen, theilte sich nothwendig
nach verschiedenen Richtungen, deren Zahl um so größer
sein mußte, je allgemeiner die Unklarheit über die unterschei¬
denden Merkmale des ständischen und des Rcpräsentativ-
Spstems verbreitet war, und jemehr die Verwirrung des
gesetzlichen Sprachgebrauchs die Unterscheidung zwischen bei¬
den erschwerte. Es gab ohne Zweifel auch republikanisch
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Gesinnte. Diese aber können nicht erwarten, daß man sich,
weder Theil nehmend noch auch widerlegend, mit ihren An¬
sichten befasse, und es zeigt eine gewisse Halbheit der Ge¬
sinnung, daß sie nicht Alles aufbieten, um nach Republiken
überzusiedeln, da sie, so lange sie in Deutschland bleiben,
nicht hoffen können, weder selbst jemals in einer Republik
zu leben, noch auch ihren Nachkommen eine solche zu bereiten.
Hiervon also abgesehen, so war ohne Zweifel die Zahl
derjenigen am geringsten, welche deutlich erkannten, daß das
ganze und volle Repräsentativ-System in die deutschen Bun¬
des-Staaten übertragen sei, und welche zugleich der Mei¬
nung waren, daß durch die fortschreitende Ausbildung der
Grundbedingungen des Repräsentativ - Systems daS Wohl
dieser Staaten zu sichern sei. Die meisten unter den wirklich
Gebildeten und Unbefangenen sympathisirten mit den Ver¬
fassungen, weil die Verfassungen vor Willkühr schützten, Un¬
ordnungen in den Finanzen vorbeugten, weil sie gesetzlich
aussprachen, daß Freiheit der Person und dcS Eigcntlmms,
Freiheit des Glaubens, gleicher Schutz aller Confessioucn,
eine dem Recht, den Gesetzen des Landes und- des Bundes
entsprechende Gleichheit vor dem Gesetz und in der Besteue¬
rung Statt finden, die Rechtspflege unabhängig, und alle
Staatöämter dem Verdienste zugänglich sein sollten; und sie
hatten Recht, deshalb mit den Verfassungen zu sympathisircn.
Aber nur selten gaben sie sich Rechenschaft darüber, daß alle
diese Vorzüge auch eben sowohl durch eine ständische Verfas¬
sung gesichert sein könnten; die Zuthaten aus dem Reprä-
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sentativ-System bcfreindcten sie wohl, aber sie ließen sie an
ihren Ort gestellt sein, und erwarteten von der Zeit, daß
sie die Ausgleichung fremder Verfassungsformen mit den
gegebenen Verhältnissen des Inlandes übernehmen werde.
Diejenigen unter ihnen, welche etwa geneigt waren, den
Versicherungen Anderer zu glauben, daß in diesen Zuthatcn
aus dem Repräsentativ-System der Kern und das Wesent¬
liche der Verfassungenliege, sind meistens von dieser Ansicht
zurückgekommen. Denn das Repräsentativ - System in seiner
Anwendung auf die deutschen Bundes-Staaten hat jetzt
einen zwanzigjährigenUmlauf gehalten, und sich in allen
möglichen Phasen gezeigt. Es ist darum nicht zu beklagen,
daß es Repräsentanten-Kammern gegeben hat, welche, ohne
zu zögern, aus dem Repräsentativ - Systeme alle darin lie¬
genden Konsequenzen gezogen haben, und daß, wie zu er¬
warten war, hierauf andere gefolgt sind, welche das Gegcn-
theil thaten, denn es ist nun nichts mehr zurückgeblieben,
was einem begründetenUrthcile vorausgehen müßte. Wir
sind nicht gesonnen, über die Nützlichkeit des Nepräsentativ-
Systems, über den Werth der Theorie der Theilung der
Gewalten, in ihrer Anwendung auf große Staaten zu philo-
sophircn, weil es keine Vcrfassungsform giebt, von welcher
sich sagen ließe, sie sei die beste, sondern unter gegebenen
Verhätnissen immer diejenige die beste sein wird, welche für
einen Staat und seine Verhältnisse paßt. Wir wollen auch
nicht ein zu bedeutendes.Gewichtdarauf legen, daß für ein
Volk nur diejenige Vcrfassungsform passen könne, welche
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auS seiner eigenen Geschichte, aus der eigenthümlichcn Cm-

Wickelung aller seiner Verhältnisse hervorgegangen sei, weil

es weise ist, die Erfahrungen anderer Volker zu benutzen,

und weil Vorzüge, wie die oben aufgezählten, niemals zu

früh in das Leben eines Volkes aufgenommen werden. Da¬

rin aber wird unstreitig eine begründete Annahme liegen,

daß große und kleine Staaten ihre bestimmt ausgesprochenen

Eigenthümlichkeitcn haben, und eine der geschichtlichen Ent¬

Wickelung eines kleinen Staates fremde VcrfassungSform nicht,

gleichsam -> priori, schon deshalb für passend gehalten wer¬

den müsse, weil sie in einem großen Staate sich anwendbar

erweisen mag. Das Repräsentativ-System ist daher nicht

im Allgemeinen, wohl aber in seiner Anwendung auf die

deutschen Bundes-Staaten, und zwar nach den beiden oben

bezeichneten unterscheidenden Merkmalen, dem System der

Wahlen, und der Theilnahme der Repräsentanten an der

Staatsgewalt, zu betrachten.

Da durch die Wahlen des Repräsentativ-Systems Re¬

präsentanten-Kammern gebildet werden, von welchen ange¬

nommen wird, daß sie das Volk darstellen, und die un¬

zweifelhafte Volksmcinung, den wahren Volkswillcn erkennen

lassen, weil sie berufen sind, als Mitinhaber der gesetzgeben¬

den Gewalt den Antheil des Volkes an der Staatsgewalt

auszuüben, so setzt daS Repräsentativ-System das Dasein

von Parthcien voraus. Die unzweifelhafte Volksmeinung,

der wahre Volkswillc, ist nicht so leicht zu finden; es wer¬

den, weil der Natur der Sache nach der Volkswille nicht



gleichförmig und übereinstimmend sein kann, uvthwcndig Par-
theien darum käinpfcn, welcher Theil des Volkes darzustellen,
welcher Theil seines Willens auszusprechen sei, und nur nach
der Läuterung der Volkömcinung durch den Kampf der Par-
theien kann erwartet werden, daß die Fiktion der Darstel¬
lung des Volkes sich verwirkliche, weil alsdann die Ver-
muthung dafür streitet, daß der Wille der Mehrzahl aus¬
gesprochen wird. Darum kann eine solche Vcrfassungsform
nur da mit Nutzen anwendbar sein, wo durch geschichtliche
Entwickelung sich Parthcien gebildet haben, welche einander
das Gleichgewicht halten, und deren abwechselnder Sieg den
Staat nicht in Gefahr bringt. Wir sehen deshalb, daß das
Repräsentativ - System bisher in England, wo diese Be¬
dingung Statt findet, bessere Früchte getragen hat, als in
Frankreich, wo sie nicht Statt findet, und wo der Sieg
der einen oder der andern Parthei nicht blos einen Wechsel
des Verwaltungspersonals,sondern der Dynasticen herbei¬
führt. Und was geschah in den deutschen Bundes-Staaten?
ES ist traurig zu sagen. Auch in den deutschen Bundcs-
Staaten entstanden Partheicn, weil Partheicn enstchen muß¬
ten, sobald irgend ein Grund sie anregte; die Regierungen
enthielten sich aller Einmischung, und sie thatcn Recht daran,
weil dies im Sinne der Verfassungen lag; aber der geringe
Umfang der Wahlbezirke, die dem Grundsatze des Repräsen¬
tativ-Systems noch entsprechendere Anordnung der Wahlen,
hatte den Kampf der Partheicn so erleichtert und verein¬
facht, daß nur Wenige sein Beginnen bemerkt hatten, als



— 44 —

er schon beendigt war. AuS diesen Wahlen waren Reprä¬

sentanten-Kammern entstanden, welche aus dem Repräsenta¬

tiv-Systeme die in demselben liegenden Folgerungen her¬

leiteten, ohne daß jedoch ein entschiedenes, dem Systeme der

Regierungen entgegengesetztes Aussprechen der Repräsentanten

von dem gewöhnlichen Erfolge des Wechsels dcS Verwal-

tnngspersonals begleitet war. Dasselbe geschah auf den fol¬

genden Landtagen mit demselben Mairgcl an Erfolg. Die

Minister entfernten sich nicht, und hierin handelten sie zwar

gegen alle Grundsätze des Repräsentativ-Systems, nach wel¬

chen die Minister sich entfernen, wenn ihre Ansichten denen

des Mitinhabers der gesetzgebenden Gewalt, welcher den An-

thcil des Volkes an der Staatsgewalt ausübt, nicht ent¬

sprechen; aber sie handelten den Umständen angemessen, da

alle Bedingungen fehlten, um ihre Entfernung zn motiviren,

welche, mit Ausnahme der Repräsentanten und ihrer Freunde,

von Niemand erwartet wurde. Hieraus folgt, daß entweder

die Fiktion des Repräsentativ-Systems, nach welcher in, der

Abstimmung der Repräsentanten der wahre Volköwillc und

die unzweifelhafte Volksmcinung zn erkennen ist, sich nicht

verwirklicht hatte, oder- das Repräsentativ-System sich auf

einen Boden versetzt fand, in welchem man es nicht kannte,

und alle zu seiner zweckmäßigen Wirksamkeit nothwendigen

Voraussetzungen fehlten. Es war beides der Fall. Die

herrschende Unklarheit über die charakteristischen Merkmale

des ständischen und des Repräsentativ-Systems, die Ver¬

wirrung der Begriffe, welche durch die Einführung des vollen
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Repräsentativ-Systems neben der Fcsthaltung der Nomen-

clatur ans dem ständischen Systeme herbeigeführt war, -mach¬

ten es den Wählern unmöglich, den Unterschied ihrer eigenen

Absichten mit den Absichten der von ihnen gewählten Re¬

präsentanten zu bemerken. Sie erkannten den Werth der

Verfassungen in den oben aufgezählten Vorzügen, und woll¬

ten selbständige, unabhängige Vertreter, welche das Wohl

des Landes in Bezug auf Verwilligung der Abgaben und

die volle Gewährung jener Vorzüge wahrten, und hatten

Recht daran; aber sie wußten nicht, daß die ihnen empfohle¬

nen Repräsentanten nicht diese auch in ständischen Verfassun¬

gen erreichbaren Zwecke im Auge hatten, sondern die Aus¬

bildung deö Repräsentativ-Systems in allen seinen Folge¬

rungen und Erscheinungen beabsichtigten, welche den Wählern

unbekannt, und eben deshalb gleichgültig waren. Unter die¬

sen trüben und unklaren Verhältnissen, in welchen von

Nichts weniger die Rede sein konnte, als von einer öffent¬

lichen Meinung, da nicht einmal eine Verständigung darüber,

waS man eigentlich beabsichtige, zu bewirken war, erregte

der Kampf der Partheicn, welcher, bei allen Verirrungen,

in großen Staaten etwas Großartiges haben kann, bei den

Unbefangenen nicht Theilnahme, sondern Mißmuth und Ueber-

druß. Daß die Negierungen, welche von Repräsentativ-

Verfassungen die Eigenschaften ständischer Verfassungen er¬

warteten, auf den in dem Repräsentativ-Systeme unver¬

meidlichen Kampf der Partheien nicht gerechnet hatten, offen¬

barten sie auf mannigfaltige Weise; da aber durch die Ver-
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wirrung beider Systeme der Grund zu der Unmöglichkeit ei¬

ner Verständigung gelegt war, so blieb ihnen freilich nichts

Anderes übrig, als aller Einwirkung auf die Wahlen, deren

sie sich früher enthalten hatten, sich nun zu bemächtigen.

Hatte man schon früher den Kampf der Parthcicn nur in

seinen Erfolgen bemerkt, so ward er jetzt völlig unbemerk¬

bar; die Wahlen zu Repräsentanten-Kammern unterschieden

sich nicht mehr von Wahlen ständischer Abgeordneten. Es

wäre aber kein' erwünschter Jrrthum, wenn man sich nun

in dem ständischen Systeme zu befinden glaubte, da eine

solche Verdcckung des öffentlichen Zustandes unmöglich heil¬

same Früchte tragen könnte.

Nach allem Bisherigen bleibt über die in dem Repräsen¬

tativ - System begründete Thcilnahme der Repräsentanten au

der Staatsgewalt wenig zu sagen übrig. Wenn bei einem

Volke — man erlaube uns diesen Ausdruck — welches in

eine Anzahl unabhängiger Staaten zerfiel, die seitdem den

Namen der Völker angenommen haben, bei einem Volke,

in welchem es nicht schwer war, Mißbräuchc abzustellen, so

wie sie durch die oben aufgezählten Vorzüge der Verfassungen

abgestellt worden find,' außerdem noch den Repräsentanten

nach den Grundsätzen des Repräsentativ-Systems ein An-

theil an der Staatsgewalt übertragen wurde, so waren

nur zwei Fälle möglich. Entweder mußten die Repräsentan¬

ten ihr volles Recht in Anspruch nehmen, wozu sie in dem

Vorgange anderer Staaten eine leichte und mit Bestimmtheit

zu erwartende Anleitung fanden, oder sie mußten auf das-
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selbe verzichten, Wenn die Regierungen den ersten Fall

wollten, so wie es gewiß ist, daß sie ihn nicht gewollt, selbst

nicht vorausgesehen haben, so hatten sie kein Recht, sich

überrascht zu zeigen, als er eintrat. Es darf und muß an¬

genommen werden, daß die Regierungen auch den zweiten

Fall nicht wollten, weil durch denselben die Abgeordneten

zu Figuranten herabsanken, und weil ein solcher Fall allen

Werth sowohl der Repräsentativ-Verfassungen, als auch

der ständischen Verfassungen zerstört. Die Regierungen woll¬

ten also nicht einen der beiden mögliche» Fälle, sondern

sie wollten einen dritten Fall; sie wollten, daß die Reprä¬

sentanten weder auf ihr Recht verzichten, noch auch es ver¬

langen, sondern daß sie es umwandeln sollten; sie verlang¬

ten Repräsentanten, welche mit Selbständigkeit und Unab¬

hängigkeit das Wohl deS Landes in der Verwilligung der

Abgaben wahren, und den Regenten in der Gesetzgebung

berathen sollten. Es war aber übersehen worden, daß solche

Abgeordnete nur in dem ständischen Systeme zu finden wa¬

ren, und wir nennen diesen eigentlich beabsichtigten Dritten

Fall darum unmöglich, weil von einem gleichberechtigten In¬

haber der gesetzgebenden Gewalt, von einem Thcilhaber an

der Staatsgewalt, eine solche Umänderung seiner gesetzlichen

Stellung nicht erwartet werden durfte. Kann es auch nicht

bestritten werden, daß es außerordentliche Gemüther geben

mag, welchen ohne Aufopferung der Unabhängigkeit diese

Umwandlung ihrer gesetzlichen Stellung nicht unmöglich ist,

so konnte doch bei den Zufälligkeiten, welchen die Wahlen
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unterworfen sind, ein solcher Fall nicht vorausgesetzt werde»

da eine Vcrfassungsform nicht auf der Voraussetzung beruhen

sollte, daß den in derselben zur Wirksamkeit Berufenen mehr

gelingen könne, als in der menschlichen Natur begründet ist.

Tritt der wahrscheinlichere Fall ein, daß der Berechtigte daö

volle Recht in Anspruch nimmt, auf welches seine gesetzliche

Stellung ihm Anspruch gicbt, und sich nun in seinen Er¬

wartungen getäuscht finden muß, so ist der Gesetzgeber ver¬

antwortlich nicht allein für die von ihm erregten, und dann,

wenn auch mit gutem Grunde, nicht erfüllten Erwartungen,

sondern auch für alle nicht zu berechnenden Folgen und

Wechselwirkungen derselben, welche für den Einzelnen die

Quelle unsäglichen Elendes werden können.

WaS aber that Preußen? Preußen war ein Staat, der

eine Vergangenheit hatte, und eine Znkunft klar vor sich

sah. Von Preußen waren während der Verhandlungen der

Jahre 1814 und 1815 alle Vorschläge ausgegangen, welche

eine möglichst kräftige Vertretung des gesammtcn Deutsch¬

lands nach Außen, Sicherstellung eines gleichförmigen Ncchts-

zustandcs nach Innen, und eine nicht lediglich auf diploma¬

tischem Wege zu bewirkende Verbindung der einzelnen deut¬

schen Staaten zum Zwecke hatte. Nachdem nun diese Vor¬

schläge, und unter ihnen auch die Feststellung der ständischen

Rechte, ohne Ausnahme abgelehnt worden waren, blieb we¬

nigstens Das mit Sicherheit zu erwarten, daß Preußen

den von ihm bezeichneten Weg verfolgen würde. Und das



— 49 —

hat Preußen gethan, zur Freude und zur Beruhigung vieler

Wohlgesinnten.

Preußen hatte, wie oben gezeigt wurde, in der Fest¬

stellung der ständischen Rechte durch den Bundesvertrag ein

Mittel zur Herstellung eines über ganz Deutschland verbrei¬

teten gleichmäßigen Rechtszustandes erkannt, und von einer

Regierung, welche gewohnt war, die Verhältnisse Deutsch¬

lands aus dem höchsten und umfassendsten Standpuncte zu

übersehen, war zu erwarten, daß sie nur in einer zeitge¬

mäßen Erneuerung der früheren ständischen Verfassungen

den richtigen Weg zu dem vorgesteckten Ziele finden konnte.

Die von Preußen in Bezug auf den 13ten Artikel der Bun-

desacte ausgegangenen Vorschläge mußten sich also die dop¬

pelte Aufgabe stellen, den Jubegriff der noch anwendbaren

früheren ständischen Rechte zu erhalten, und zugleich eine

den veränderten Verhältnissen und den Bedürfnissen der Ge¬

genwart entsprechende Umgestaltung der früheren ständischen

Verfassungen zu bewirken. In der ersten dieser beiden Be¬

ziehungen enthielten daher, wie oben erwähnt wurde, die

von Preußen ausgegangenen Vorschläge die Aufforderung,

durch den Bundesvertrag aussprechen zu lassen, daß in allen

Bundes - Staaten das Recht der Mitberathung allgemeiner,

die persönlichen und Eigentumsrechte der Staatsbürger be¬

treffenden Gesetze, der Steuerbewilligung, der gemeinschaft¬

lichen Beschwerdeführung über Mißbräuche oder Mängel der

Verwaltung, und der Schützung und Vertretung der Ver¬

fassungen den Ständen zu bewilligen sei; in der zweiten Be-
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ziehung war in jenen Vorschlägen als Grundbedingung an¬
genommen, daß nicht mehr ausschließlich einige bevorzugte
Classen das Recht der Standschaftausüben, sondern daß
alle Classen der Staatsbürger an der Vertretung durch die
Verfassungen Thcil nehmen sollten. Wahrend diese Vorschläge
abgelehnt, und, wie gezeigt worden ist, in den kleineren
Bundes-Staaten zur Erledigung des in seiner unvollstän¬
digen Fassung in die Bundesacte aufgenommenen 13tcn
Artikels Repräsentativ-Verfassungen crtheilt wurden, von
welchen man die Eigenschaften und Wirkungen ständischer
Verfassungen erwartete, geschahen von Preußen die zur
Vorbereitung einer ständische» Verfassung erforderlichen
Schritte. Um nicht die Bewohner der Provinzen am Rhein
und an der Weichsel ohne Vorbereitung in einer allgemeinen
Ständcversammlung zu vereinigen, wurde in den Jahren
1823 und 1821 der Zusammentritt von Kreis-Ständen und
Provinzial-Ständenangeordnet. Zur Wahl der Abgeord¬
neten zu den Provinzial-Ständen ist nach dem in den Jah¬
ren 1811 und 1815 ausgesprochenen Grundsatze, daß alle
Classen der Staatsbürger an der Vertretung durch die Ver¬
fassungen Thcil nehmen sollten, eine allgemeine Wahlberech¬
tigung in derselben Ausdehnung, als in den deutschen Bun¬
des - Staaten mit Repräsentativ - Verfassung, angenommen.
Die Wahlen auf der einen und auf der anderen Seite un¬
terscheiden sich daher nur durch die charakteristischen Wahl-
eigcnthümlichkeiten des ständischen und des Repräsentativ-
Systems, indem die Repräsentanten-Wahlen in den Bun-
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des-Staaten mit Repräsentativ - Verfassung nur an einen
Wahlccnsus, (und auch dies nur zum Thcil) nicht aber an
eine Wahlklasse und einen Wahlbezirk gebunden, sondern im
Umfange der Staaten frei gegeben sind, dagegm in den
Gesetzen wegen Anordnung der Provinzial-Stände in den
preußischen Provinzen sich die Bestimmung findet, daß ent¬
weder, wie bei den Wahlen in Folge des Besitzes eines
landtagsfähigen Gutes, Domicil in der Provinz, oder, wie
bei den Wahlen der Städte und Landgemeinden, Domicil im
Wahlbezirke, Verwaltung eineö Nmteö gewählter Magistrats¬
personen, oder Betrieb eines Gewerbes, zur Wahl der Ab¬
geordneten erforderlich ist. Den Provinzial-Ständen ist das
Recht der Mitberathungder Gesetze, der gemeinschaftlichen
Bitten und Beschwerden, der Schützung ihrer Rechte, in
dem für Provinzial-Stände möglichen Umfange, und außer¬
dem die Mitaufsicht und Verwaltung bedeutender provin¬
zieller Institute in einer in den Bundes-Staaten mit Re¬
präsentativ-Verfassung völlig unbekannten Ausdehnung, über¬
tragen; sie befinden sich also, mit alleiniger Ausnahme des
Rechtes der Stcuerbcwilligung, welches nur einer allgemeinen
Ständcversammlung zukommen kann, in dem Besitze der
Rechte, deren für alle Bundes-Staaten verbindliche Fest¬
stellung durch den Bundcsvcrtrag Preußen in den Verhand¬
lungen des Jahres 1813 ohne Erfolg beantragt hatte. Wer
also eine richtige Vorstellung von der Konsequenz einer Re¬
gierung hat, welche schon bei den Verhandlungen über den
Bundes-Vertrag des Jahreö 1813 deutlich erkannte, und,
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wenn auch wirkungslos, aussprach, was zum Wohle und

zur Befriedigung des deutschen Volles erforderlich sei, der

hat keinen Grund zu der Annahme, daß Preußen den seit

23 Jahren verfolgten Weg verlassen, und dem Repräsen¬

tativ - Systeme sich anschließen werde; er wird vielmehr die

Ucbcrzeugung hegen, daß, wenn nach dem Ermessen eines

verehrten Königs der Zeitpunkt eingetreten sein wird, wo

die zur Anordnung allgemeiner Ständeversammlungcn ge¬

troffenen Vorbereitungen ihrer Bestimmung werden entspro¬

chen haben, Preußen nicht eine Repräsentativ - Verfassung,

sondern eine ständische Verfassung erhalten werde. Der all¬

gemeinen Ständevcrsammlung wird alsdann, wie sich bei

conseqnentcr Verfolgung des bisher betretenen Weges mit

Bestimmtheit voraussehen läßt, derjenige Umfang von Rech¬

ten verliehen werden, welcher, wie Peußen schon in den

Verhandlungen des Jahres 1815 ausgesprochen hat, durch

das ständische System bedingt ist: mit anderen Worten, den

jetzt schon den Provinzial-Ständen übertragenen Rechten der

Mitberathung der Gesetze, der gemeinschaftlichen Bitten und

Beschwerden, und der Schützung der Verfassung, welche

Rechte nicht ihrem Wesen, sondern nur ihrem Verhältnisse

und Umfange nach Veränderungen erleiden werden, wird

nur noch das Recht der Steuerbewilligung hinzutreten. Neben

diesen ständischen Rechten werden alle in dem Vorigen als

Borzüge der Repräsentativ-Verfassungen der deutschen Bun-

dcs-Staaten anerkannten Bestimmungen über die dem Recht,

den Gesetzen des Landes und des Bundes entsprechende Frei-



heit der Person und des Eigcnthums Und Gleichheit vor
dem Gesetz und in der Besteuerung, Freiheit des Glaubens,
gleicher Schutz aller Confcssionen, Unabhängigkeit der Rechts,
pflege, dem Verdienste offene Zugänglichkcitaller Staatö-
ämter, eben sowohl als in den Repräsentativ - Verfassungen
ihre Stelle finden, wie Niemand bezweifeln wird, der es
weiß, daß diese Grundsätze schon bis hierhin der Gesetz¬
gebung und Verwaltung Preußens eigenthümlich gewesen
find *).

Die ständische VerfassnngSform, deren zeitgemäße Umge¬
staltung, im Gegensatz zu dem Repräsentativ-System,von
Preußen zuerst durch die Congrcßverhandlungcndes Jahres

5) Das Recht der Steuerbewilligung findet in dem ständischen Sy¬
stems keine größeren und keine geringeren Schwierigkeiten,als
in dem Repräsentativ-Systemin seiner Anwendung auf Bundes-
Staaten, für welche der Artikel 57. der Wiener Schlußakte, un¬
geachtet der entgegenstehendenverfassungsmäßigen Bestimmungen,
in Kraft bleibt. So bodenlos die Behauptung ist, daß das
Recht der Stcuerbcwilligung nur durch ein demselben entsprechen¬
des Recht der Steuervcrweigerung seinen Werh erhalte, da ge¬
gen die Annahme der Zweckmäßigkeitdes völligen AufhörenS der
Regierung sich Alles vereinigt, so irrig und zweckzcrstörend wäre ^
auf der anderen Seite die Boraussetzung,daß die Stände alle
von der Regierung als erforderlich bezeichneten Ausgaben noth-
wendig zu verwilligenhätten. Nur dann können die Stände
ihre Pflicht erfüllen, wenn sie mit eben so viel Selbständigkeit
als weiser Beachtung aller Verhältnisse die Nothwendigkcit der
Ausgabenfeststellen, nach welcher vorgängigmFeststellung die
Bewilligung der Abgaben sich von selbst versteht.
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1815, und alsdann durch die Gesetze wegen Errichtung der
Provinzial-Stände begründet, und in neuester Zeit in einem
Theile von Deutschland ins Leben getreten ist, sichert den
Ständen wichtige und höchst wcrthvolle Rechte, ohne, im
Widerspruch mit den Bestimmungen des deutschen Bundes,
die Staatsgewalt zu thcilen; sie will nicht den Abgeordneten
die Ausübung eines Theileö der Staatsgewalt übertragen,
und die schwierige und die Kräfte des Menschen leicht über¬
steigende Forderung an sie richten, auf die natürlichen Fol¬
gerungen ans ihrer Stellung freiwillig zu verzichten,wenn
sie nicht Wirkungen herbeiführenwollen, die in dem Leben,
in der Verfassung und allen Verhältnissen des Volkes keine
Grundlage finden, und darum schädlich sind. , Sie wird
auch nicht zur, Wahl der Abgeordneten das Dasein und den
Kampf der Partheien voraussetzen, und darum wird sie
freilich denen nicht gefallen, die versichern, daß ohne den
Kampf der Partheien das Leben eines Volkes in politische
Stagnation übergehe. Ihnen kann geantwortet werdeil: wo
sind in Deutschlanddie Partheien, von denen die Rede sein
soll? Daß in Deutschland die Partheien Ständischgesinnter
und Repräsentativgesinnternicht bestehen, dafür haben Re¬
gierungen und Schriftsteller durch die von den übelsten Fol¬
gen begleitete Vermengung und Verwirrung der charakteristi¬
schen Merkmale beider Systeme gesorgt. Es sind also wohl
die Partheien der Aristokratischgesinnten und Demokratisch¬
gesinnten gemeint, beides in Bezug auf Deutschland eben so
übel gewählte Partheinamen. Bon den politischen Parthelen
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der Aristokratisch- und Demokratischgesinnten kann nur in

solchen Staaten mit Repräsentativ-Verfassung die Rede sein,

wo nicht äußere Umstände es verhindern, daß entweder die

Parthei, welche den Angesehenen und Bevorrechteten, oder

diejenige, welche dem Volke die Herrschaft wünscht, zur Ge¬

walt, das heißt, zu einem Einflüsse gelange, welche die

Aenderung des Verwaltungspersonals und des Systems der

Regierung zur Folge hat. In Deutschland dagegen, wo

dies nicht der Fall ist, wo von den Repräsentativ-Verfas¬

sungen die Aeußerungcn ständischer Verfassungen erwartet

wurden, und wo der 57. Artikel der Wiener Schlußakte,

wenn auch nicht in den gesetzlichen Bestimmungen, so doch

in der Wirklichkeit Anerkennung verlangt, können die ange¬

führten Ausdrücke nicht als wirkliche Partheinamen, sondern

nur als Bezeichnung der Gesinnung gelten, da eine politische

Parthei erst dann entsteht, wenn von Etwas mehr die Rede

sein kann, als von einer Anzahl gleich oder ähnlich gesinn¬

ter Personen ohne bestimmten politischen Einfluß. Es bleibt

also nichts Anderes übrig, als die Partheien der Besitzenden

und Nichtbesitzenden, deren Kampf in keiner Verfassungsform

erwünschte Resultate herbeiführen kann. Uebrigens ist es auch

ungegründet, daß in der ständischen Verfassung, von welcher

hier die Rede ist, der Kampf der Partheien von Werth sein

könne. Wenn die Abgeordneten mit Gewissenhaftigkeit ihre

Pflicht erfüllen, und die Grundsätze, welche oben als uner¬

läßliche Bestandtheile einer den nothwendigen Forderungen der

Zeit entsprechenden Verfassung bezeichnet worden sind, Beach-



tung finden, so werden die Forderungen der Aristokratisch-

und Demokratischgesinnten (da doch diesen Worten, obgleich

der Begriff des wegfällt, noch eine Bedeutung bei¬

gelegt wird) einander ausgleichen. Den ersteren ist alsdann

eine zu weite Ausdehnung ihrer Ansprüche unmöglich, und sie

können nur den Schutz im Besitze wohlbegründeter Rechte

fordern, eines Eigeuthumö, welches keinem anderen nach¬

steht; die letztgenannten aber finden nothwendig ihre Befrie¬

digung, wenn ihren Gegnern eine übermäßige Ausdehnung

ihrer Ansprüche verwehrt ist, und eS scheint ein Vorzug einer

Versassungsform darin zu liegen, daß es der Regierung ge¬

stattet sei, die unbegründeten Anforderungen beider Partheien

gleichmäßig abzuweisen, statt sich entweder von der einen

oder von der anderen beherrschen zu lassen, welcher alsdann

die schwerere und in politischen Angelegenheiten bedenkliche

Pflicht der Selbstüberwindung auferlegt ist *).

5) Nicht zu erklaren ist die Jdentisicirung des ständischenund des
Repräsentativ-Systems, die man bei Klüber, öffentlichesRecht
des Teutschen Bundes und der Bundes-Staaten, H. 215 u. 217 a.
der zweiten Ausgabe findet. H. 215. not. o. liest man: „Volks¬
vertreter, die aus einer privilegirten Kaste hervorgehen (Feu¬
dal- und Ministerial-Stände) beachten, in der Regel, vor Allem
die Fortdauer ihrer Privilegien und Sinecuren", u. s. w. Als
ob von Volksvertretern,die aus einer privilcgirten Kaste hervor¬
gehen, bei dem von Preußen angenommenen Grundsatze der all¬
gemeinen Wahlberechtigung noch die Rede sein könnte. Nicht min¬
der merkwürdig ist die H. 22S versuchte Nachweisung,daß das
Repräsentativ-System keine Theilung der RegicrungSgewalt i» sich
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Auf nicht besserem Grunde beruht die Meinung, daß in

der ständischen Verfassung, in welcher die Wahl der VolkS-

schließe, während jeder Repräsentantweiß, daß nach dem Re¬
präsentativ - System die eine Hälfte der gesetzgebenden Gewalt dm
Kammern zukommt. Es ist jedoch sehr zu beachten, daß jenes
Werk im Jahr 1822, also kurz nach Ertheilung der Repräsenta¬
tiv-Verfassungen in den deutschen Bundes-Staaten geschrieben ist.

Klübev unterscheidet sich, in Bezug auf die hier besprochenen
Ansichten, von K. H. L. Pölitz dadurch, daß jener das stän¬
dische und das Repräsentativ-System völlig identisicirt, dieser
dagegen beide scharf von einander unterscheidet, das Rcpräsenta-
tiv-Systcm nur da für folgerichtig anwendbar erklärt, wo durch
den Sturm einer Revolution der staatsbürgerliche Unterschiedzwi¬
schen den verschiedenen Ständen aufgehoben worden sei, (Staats¬
wissenschaftliche Borlesungen, u. s. w. Thl. I. S. 283 ff.) in
Bezug aber auf das ständische System der, wie gezeigt, durch
die Gesetze wegen Anordnung der Provinzial-Stände in den preu¬
ßischen Provinzen hinreichend widerlegten Ansicht sich überläßt, als
sei dasselbe unverträglich mit dem Grundsatze allgemeiner Wahlbe¬
rechtigung und einer nicht allein auf das Interesse einzelner Stände
gerichteten Volksvertretung. Der in dem letztgenannten Werke
entwickelte Vorschlag einer Repräsentationnach dem „Systeme
der staatsbürgerlichen Interessen", oder einer gleichmäßigenVer¬
tretung der in dem Staate bestehenden Hauptinteressen der Land-
wirthschast, des Gewerbes und der Intelligenz, scheint nichts
Neues, sondern nur einen Namenstausch zu enthalten; denn die
Interessen der Landwirthschaft und des Gewerbes werden in jeder
zweckmäßigeingerichteten Verfassung ihre Vertretung finden, und
was man mit dem allgemeinen Ausdrucke „Intelligenz" zu be¬
zeichnen angefangen, und zum Thcil auch wieder aufgehört hat,
da es dieser Bezeichnung nicht bedarf, kann und muß als vertre¬
ten von Allen, die nach einer zweckmäßigen ständischen Berfassung
gewählt sind, angeschen werden.
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Vertreter an bestimmte Wahlklaffen und Wahlbezirke gebunden

ist, auf Vertretung allgemeiner Interessen verzichtet werden

müsse, und nur das kuricnartig abgegrenzte Interesse ein¬

zelner Stände sich aussprechen werde. Auch hier wird durch

die in dem übrigen Deutschland nicht genug bekannten Ge¬

setze wegen Anordnung der Provinziell-Stände in den preu¬

ßischen Provinzen das Gegentheil bewiesen. Der Grundsatz

allgemeiner Wahlberechtigung, auf welchem diese Gesetze be¬

ruhen, ist allein schon hinreichend, das mittelalterliche Schreck¬

bild kuricnartig abgegrenzter Interessen der verschiedenen

Stände zu bannen. Außerdem enthalten diese Gesetze die aus

den Repräsentativ-Verfassungen der deutschen Bundes-Staa¬

ten bekannte Bestimmung, daß es den Abgeordnetem nicht

erlaubt ist, Instructionen von ihren Committenten anzuneh¬

men, und wollte man, wie es in den deutschen Bundcs-

Staaten mit Repräsentativ-Verfassung geschieht, die Abgeord¬

neten bei ihrem Zusammentritte eidlich geloben lassen, in der

Ständeversammlung nur das allgemeine Wohl, nach eigener,

durch keinen Auftrag bestimmten Ueberzeugung berathen zu

wollen, so würde einem solchen Schwüre Nichts entgegen¬

stehen. Eine sich gleichbleibende Praxis hat hier vollständig

entschieden. Gegenstände der Gesetzgebung von dem wichtig¬

sten und allgemeinsten Interesse werden mit einer Gemein¬

nützigkeit, einer allseitigen Beleuchtung und Erschöpfung deS

Gegenstandes berathen, welche in keiner Beziehung hinter

den Berathungen der Repräsentanten-Kammern zurückstehet,

und die Motionen der Abgeordneten liefern den Beweis,



daß ihnen das Bewußtsein der Wichtigkeit und Bedeutung

solcher Läudermasscn und des Werthes der ihnen zustehen¬

den Rechte nicht fremd ist, so wie sie auch durch die Land-

tagsabschicde die Kenntniß gewonnen haben, daß der Re¬

gierung eine fteimüthige und selbständige Beraihung er¬

wünscht ist. Ein gesondertes Interesse eines einzelnen Standes

spricht sich nicht häufiger aus, als dies auch in Reprä¬

sentanten-Kammern geschieht, wo in solchen Fällen auch

alle diejenigen sich zusammenfinden, die demselben Stande

angehören, (da doch in Deutschland Jeder irgend einem

Stande angehört) nur mit dem Unterschiede, daß alsdann

ein durch die Abstimmung der Majorität verletztes Interesse,

z. B. deS Gewerbes, kein Mittel findet, sich geltend zu

machen. Und ist doch auch in der Kurhessischen Repräsen¬

tanten-Kammer Vorkehrung für den Fall getroffen, daß ein

Stand durch die Abstimmung der Majorität sich verletzt

fände, worin freilich ein starker Abfall von der Consegucnz

des Repräsentativ-Systems, aber doch eine Bestimmung

von Werth zu erkennen ist, in so ferne dadurch dem Ver¬

letzten die Möglichkeit einer Abhülfe gesichert ist. Wenn da¬

her durch den Grundsatz allgemeiner Wahlberechtigung, und

durch die Beseitigung der Jnstruktionsertheilung an die Ab¬

geordneten die Gefahr einer kurienartigcn Sonderung der

Interessen der verschiedenen Stände beseitigt ist, so hat sich

ganz im Gegentheil in dem Repräsentativ-System eine weit

bedenklichere Jnteressensonderung in der eben so verbreiteten,

als schlecht begründeten Ansicht ausgesprochen, daß die con-



servativen Interessen in den ersten Kammern, die Interesse:!

der Bewegung dagegen in den Repräsentanten-Kammern

ihre natürliche Vertretung fänden. Eine Verfassung, in wel¬

cher diese Ansicht alö feststehender Grundsatz angenommen

wäre, würde unstreitig an allen nur denkbaren Mängeln

leiden. Was wäre für ein Land zu erwarten, in welchem

nicht alle Träger der Staatsgewalt gleichmäßig von dem

Grundsatze ausgingen, daß alles Erhaltungswerthe zu er¬

halten, und alles Abstellungswerthe abzustellen sei, und wo

der Zustand eines gesetzlichen Krieges in Folge anerkannter

Verfassungsgrundsätze sich verewigen müßte. Obgleich ur¬

sprünglich die Vertheilung der Repräsentation in zwei Kam¬

mern dem Repräsentativ-Systeme angehört, und das s. g.

Zweikammer-System, mit Ausnahme einer neuen, in den

ersten Bildungsstadicn begriffenen Erscheinung der Gegen¬

wart, in dem ständischen Systeme noch nicht angewendet

worden ist, so hat eS doch bei richtiger Zusammensetzung

beider Kammern in Bezug auf Gründlichkeit und Umsicht

der Berathungen einen bestimmten Werth, und wird von

dem ständischen Systeme nicht ausgeschlossen.

Möge daher die Verfassungsform, deren Grundzüge hier

geschildert worden sind, denen mißfallen, die kein werthvolles

Ergebniß der seit einigen Menschenaltern veränderten Ver¬

hältnisse darin zu erkennen vermeinen, und nicht in besonne¬

ner Wahl deö Guten, sondern in dem Streben nach dem

ideellen Besseren, nicht in zeitgemäßem Fortschritte, sondern

in unstätcr Bewegung eine deö Menschen würdige Aufgabe



— m —

zu finden glauben; wir theilen mit Vielen die lebendige
Ueberzengung, daß diese VcrfassungSformnicht allein für
Jahrhundertehinaus das Wohl des Volkes — im histori¬
schen Begriffe, in welchem seine Regenten mit eingeschlossen
sind — im erreichbarsten Maaße begründen werde, wenn
ein Jeder an seinem Orte thut, was seine Pflicht ist, son¬
dern daß auch nnr sie der nothwendigen Forderung entspre¬
chen könne, welche an eine für gegebene Verhältnisse pas¬
sende Verfassungsform zu machen ist, und welche darin be¬
steht, daß sie einem Jeden an seinem Orte die Erfüllung
seiner Pflicht so viel als möglich erleichtere.
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